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Mittwoch den 11. Juli 


Breslau, 10. Juli. [Oeſterreich und Preu⸗ 
ßen in ihrer inneren und äußeren Politik. I.] 
Die Entſcheidung in der deutſchen Nationalfrage 
iſt von Tag zu Tag mehr in das Verhältniß oder in 
den Gegenſatz zwiſchen Preußen und Oeſterreich 
verlegt worden, und wie in dem geheimen Zuſammen⸗ 
wirken dieſer beiden Staaten früher das alte Unheil 
Deutſchlands und die eigentliche Krankheit des deut⸗ 
ſchen Staatskörpers wucherte, ſo hoffen jetzt Viele, 
daß durch das offene Gegeneinanderwirken der öfter: 
reichiſchen und preußiſchen Regierung Deutſch⸗ 
land endlich geſunden und damit auch das richtige 
Maß ſeiner nationalen Einigung und Einheit auf dem 
Boden der Freiheit finden werde! Wir müffen geſtehn, 
daß wir die zu Recht beſtehenden Hoffnungen und 
Forderungen des deutſchen Volkes ebenſo wenig auf 
die Feindſchaft zwiſchen Preußen und Oeſter⸗ 
reich verweiſen und vertröſten möchten, als auf irgend 
ein Schein⸗Bündniß zwiſchen prinzipiell ſich wiederſtre⸗ 
benden Parteien und Mächten! In dem diplomatt⸗ 
ſchen Kippen und Wippen der Kabinette darf die 
deutſche Nationalſache nicht ihre letzte Zuflucht ſuchen, 
und wenn Oeſterreich ſich jetzt in eine geheimnißvolle 
Pofition gegen Deutſchland zurückgeworfen hat und 
damit auch der preußiſchen Regierung auf eine ziem⸗ 
lich rigoroſe Weiſe etwas zu rathen aufgiebt, ſo glau⸗ 
ben wir doch, daß dieſe Räthſel keinen fo unentwirr⸗ 
baren noch gefährlichen Sinn haben, und daß die 
öſterreichiſche Geſammtmonarchie nicht lange mehr ihre 
wahren Abſichten hinter künſtlichen Schleiern zurück⸗ 
halten wird! | K 

Dieſe wahren Abſichten Oeſterreichs halten wir jetzt 
nun und nimmermehr auf die Verwirklichung eines 
Großdeutſchland gerichtet, das bei dem öſterreichi⸗ 
ſchen Kabinet im Grunde den kleinſten Spielraum 
findet, und durch deſſen ausgeſpannte Maſchi⸗ 
nerie Oeſterreich, wie ſich jetzt ergiebt, ſich nur einſt⸗ 
weilen die Beweglichkeit hat offen erhalten wollen, nach 
allen Seiten hin zu operiren und bei Gelegenheit das 
ür ſich bequemſte und nützlichſte Facit zu ziehen. Wir 
dürfen uns dagegen der beſtimmten Ueberzeugung hin⸗ 
geben, daß Oeſterreich ſich ſeinem natürlichen Verhält⸗ 
niß zu Deutſchland und Preußen nicht auf die Länge 
wird entziehen können, und dies natürliche Verhältniß 
würden wir jetzt in der Föderation Oeſterreichs mit 
dem durch Preußen zu bildenden engeren Bundesſtaat 
anerkennen. Denn man darf ſich nicht über die Sym⸗ 
pathien täuſchen, welche in Oeſterreich für die in 
fi ſelbſt untheilbare Idee der Geſammt— 
Monarchie von Tag zu Tag ſtärker herangewachſen 
ſind. Dieſe Sympathien kann man in Oeſterreich be⸗ 
reits die wahrhaft nationalen nennen, ſo weit denſel⸗ 
ben überhaupt an der Aufrechthaltung der öſterreichi⸗ 
ſchen Machtverhältniſſe gelegen iſt, und man trägt ſich 
dort, wie es ſcheint, ſogar mit der Hoffnung, daß in 
jener Idee zugleich ein Princip der Verſöhnung für den 
Kampf der ſtreitenden Nationalitäten ausgebildet wer⸗ 
den könne! 

Das Verhältniß Oeſterreichs zu Deutſchland war 
auch in dem alten Bunde mehr ein äußerliches denn 
ein innerliches, und es erhielt feine für Deutſchland leider 
maaßgebende Bedeutung nur durch die beſtändigen Rück⸗ 
ſchläge der öſterreicht⸗preuß.⸗ruſſiſchen Allianz, der Deutſch⸗ 
land in ſeinen Volks⸗ und Machtverhältniſſen zum 
Opfer gebracht werden mußte! Durch die Aufrichtung 
eines deutſchen 28. ee der Ver⸗ 

aſſung vom wird Deutſchland zuglei 
eee aus den lebten Einflüffen jener e br 
ausgearbeitet werden! Es muß dann Oeſterreich für 
ſich allein überlaſſen bleiben, feine neuen, fo belang⸗ 
reichen Verpflichtungen gegen Rußland, in deren 
inneren Pakt wir noch nicht hineinſchauen können, 
abzuwickeln, und Deutſchland wird durch die von Ber⸗ 
lin her dargebotene Reichsverfaſſung davor bewahrt 
bleiben, in die Konſequenzen der öſtetreichiſchen Dank: 
barkeit gegen die ruſſiſche Macht hineingezogen und 
dadurch beſtimmt zu werden! Vielleicht glaubt der 
ruſſiſche Czar bereits durch Defterreich feine Hand auch 
auf Deutſchland zu legen, und die großdeutſchen 
Pläne, die den Abſichten der ruſſiſchen Politik an ſich 
am hinderlichſten und ſtörendſten fein würden, erſchei⸗ 
nen auch bier nur als ein Hinhaltungs ⸗ Manöver, 
welches die definitive Geſtaltung einer deutſchen Reichs 
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macht verzögert und darum auch den Intentionen 
Rußlands einen Augenblick lang zuſagt. 

Käme ein ſogenanntes Groß⸗Deutſchland zu 
Stande, ſo würde nicht nur Oeſterreich, obſchon es der 
eigentliche Angelpunkt dieſes Planes iſt, ſich dadurch 
gebrochen fühlen in feinen innerſten Machtverhältniſſen, 


fondern es würde auch Rußland, welches mit Eng- 


land die äußerſte Antipathie gegen ein großes deutſches 
Nationalreich theilt, in eine europäiſche Koalition gegen 
Deutſchland durch alle und jede Mittel einzutreten 
ſuchen. Nun wollen wir zwar in keiner Weiſe be⸗ 
haupten, daß Deutſchland eben um deswillen darauf 
angewieſen ſei, ſich unter Entbehrung der öſterreichi⸗ 
ſchen Macht lediglich als Klein-Deutſchland zu 
konſtituiren, weil es ſonſt den Gefahren einer ruſſiſch⸗ 
engliſch⸗franzöſiſchen Allianz ausgeſetzt ſein würde und 
gewiſſermaßen im Frieden jener Kleinheit am ſicherſten 
zu beſtehen vermöchte! Wir ſind vielmehr überzeugt, 
daß das fogenannte Klein⸗Deutſchland, in welchem ſich 
der ächte und wahrhaft produktive Kern des deutſchen 
Nationallebens gerettet und verdichtet haben wird, auch 
in dieſer feiner Abſchließung ſtark und machtvoll genug 
ſein werde, um jeder Allianz gegenüber den Namen und 
die Würde der deutſchen Nation ſiegreich aufrecht erhalten 
zu können! Wenn in dieſem Klein⸗Deutſchland Preu⸗ 
ßen in ſein richtiges Verhältniß zu Deutſchland, aber 
auch in ſein richtiges Verhältniß zur politiſchen Frei⸗ 
heit und den Berechtigungen des Volkes eingetreten 
ſein wird, dann wird dieſe Organiſation alle Lebens⸗ 
bedingungen einer großen und dauernden Nationalmacht 
in ſich erfüllen können. Wir würden es aber für einen 
günſtigen und vielleicht nothwendigen Uebergang zu 
dieſer Organiſation anſehen, wenn Oeſterreich und 
Preußen ſich darüber auf dem Wege gemeſſener und 
der Sachlage entſprechender Verhandlungen auseinan⸗ 
derſetzen wollten, ſtatt kleinliche und in dieſem Augen⸗ 
blick nur auf Eiferſüchteleien beruhend Zerwürfniſſe 
auch in die künftigen und doch unausbleiblichen Ge⸗ 
ſtaltungen mit hinüberzuſchleppen! Je beſtimmter ſich 
daher das Verhältniß zwiſchen Oeſterreich und Ruß⸗ 
land herausarbeiten wird, deſto reiner hoffen wir auch 
das Verhältniß zwiſchen Oeſterreich und Deutſchland 
auf der einen Seite ſich löſen und abſcheiden, auf 
der anderen Seite ſich vermitteln und völkerrechtlich 
föderiren zu ſehen! 

Dazu iſt in dieſem Augenblick vielleicht ein günſtiger 
Moment in Oeſterreich ſelbſt gekommen! Das Ueber: 
gewicht der preußiſchen Waffen in Deutſchland hatte 
bei dem öſterreichiſchen Kabinet in der letzten Zeit eine 
Mißſtimmung und eine Empfindlichkeit erweckt, die von 
verſchiedenen Parteien zu einer förmlichen Verhetzung 
ausgebeutet wurde. Man hat ſich aber in Wien ſeit 
Kurzem wohl überzeugt, daß Preußen keine länderſüch⸗ 
tigen Abſichten zur Aneignung und Zerſtückelung ſüd⸗ 
deutſcher Territorien hegt, und daß überhaupt die ge⸗ 
genwärtigen Einwirkungen Preußens auf Deutſchland 
nur als eine natürliche Folge der Machtſtellung Preu⸗ 
ßens in Deutſchland erſcheinen und aufzufaſſen ſind! 
Als ein Zeichen dieſer veränderten Anſichtsweiſe des 
öfterreichifchen Kabinets nehmen wir auch die vor eini⸗ 
gen Tagen ſtattgefundene Desavouirung des Lloyd, 
von dem die Wiener Zeitung jetzt plötzlich amtlich er⸗ 
klaͤrt, daß er „kein Organ der Regierung“ ſei! Dieſe 
offizielle Erklärung, durch welche dem Hauptorgan des 
Miniſteriums Schwarzenberg jede Deutungsfähigkeit 
für die Stellung der öſterreichiſchen Regierung entzo⸗ 
gen wird, hat gerade in dieſem Augenblick eine nach 
vielen Seiten hin tragende Weite. Die groben Ge⸗ 
ſchütze, welche der Lloyd in der letzten Zeit mit eben 
ſo viel Lärm als Selbſtgefälligkeit gegen deutſchnatio⸗ 
nale Politik und gegen Preußen insbeſondere aufge⸗ 
fahren hatte, dazu feine ſchönen und phantafiereichen 
Diskuſſionen über ein neues Einheits⸗ oder Theilungs⸗ 
Projekt Deutſchlands, wobei den Gliederungen eines 
ſüddeutſchen Gegenbundes mit Baierns Spitze und 
unter Oeſterreichs Protektorat ein ſo glänzendes Horo⸗ 


neswegs ſchmeichelhaften Invektiven gegen Preußens 
nehmen des Lloyd, nur eine ritterliche Aventure ſeiner 


hm allzuſehr davongelaufenen Schreibfeder und nicht 
das Echo des Kabinets, nicht die ausgeſtreuten Sig⸗ 


ſkop geſtellt wurde, und dann die fortwährenden, kei⸗ 


Egoismus und Eroberungsſucht in der deutſchen Sache 
— Alles dies ſoll jetzt auf Einmal nur Privat⸗Unter⸗ 


nale einer öſterreichiſch⸗ruſſiſchen Experimental⸗ Politik 
gegen Preußen geweſen ſein! Wie es ſich auch immer 
damit verhalte, und ſollten es vor der Hand auch nur 
die Uebertreibungen der Sprache gegen Preußen ſein, 
welche das öſterreichiſche Miniſterium jetzt mit dem 
Lloyd desavouiren zu müſſen glaubt, ſo ſcheint doch 
damit zugleich eine innere Wendung in der öſterreichi⸗ 
ſchen Politik angedeutet, die für das Verhältniß zwi⸗ 
ſchen Preußen und Oeſterreich und für die unbefan⸗ 
genere Stellung Oeſterreichs zur deutſchen National⸗ 
ſache vielleicht bald noch einen entſcheidenderen Aus⸗ 
druck finden wird! Unſere Anſicht und Hoffnung iſt 
dabei die: daß Oeſterreich und Preußen von einander 
frei und dadurch wieder einig werden ſollen, und daß 
durch dieſe einige Trennung beider Staaten 
die Einheit und Freiheit Deutſchlands geſi⸗ 
chert und verbürgt werde! N 

Durch dieſe friedliche Auseinanderſetzung 
Preußens und Oeſterreichs über Deutſchland, 
wie wir ſie in der That im Werke glauben, 
würden beide Staaten auch für ihre inneren enge⸗ 
ren Entwickelungen außerordentlich gewinnen! Die 
öſterreichiſchen und preußiſchen Staatsverhältniſſe find 
beiderfeitig noch in einer bedeutenden innern Kriſis be⸗ 
griffen, und es handelt ſich an der Donau wie an der 
Spree noch darum, die alten abſolutiſtiſchen Staats⸗ 
reſte endlich aufrichtig uud wahrhaft zu überwinden, 
und die konſtitutionellen Formen nicht bloß zum Schein, 
ſondern als wirklichen Quell eines neuen politiſchen 
Volkslebens in den Staat aufzunehmen! Die Volks⸗ 
partei hat in Oeſterreich wie in Preußen jetzt die 
gleiche Aufgabe, die Regierung durch eine 
verfaſſungsmäßige Oppoſition — denn eine an⸗ 
dere iſt jetzt nicht mehr möglich — auf der Bahn 
einer unzweideutigen Eonftitutionellen Entwickelung feſt⸗ 
zuhalten und ihr dieſe Entwickelung zu ermöglichen. 
Darum müſſen wir auch heute wieder auf die in un⸗ 
ſerem letzten Artikel durchgeführte Behauptung zurück⸗ 
kommen: daß es in Bezug auf die Feſtſtellung und 
Fortbildung der preußiſchen Verhältniſſe keine unglüd- 
ſeligere und fruchtloſere Parteitaktik geben könne, als 
die des Verſagens der Wahlen wäre!“) — Die inne⸗ 
ten Verfaſſungs⸗Verhältniſſe Oeſterreichs und Preu⸗ 
ßens wollen wir in einem folgenden Artikel vergleichs⸗ 
weiſe näher zu beleuchten ſuchen. 

Theodor Mundt. 


Breslau, 7. Juli. (Beſchluß.) Wie 
nun aber dem Entwurf der drei Könige die Ver⸗ 
faſſung der Nationalverſammlung zur Grundlage gedient 
hat und wie dieſer gewiſſermaßen nur ats ein Stadium 


*) In Nr. 157 dieſer Zeitung ſtellt der frühere Abgeord⸗ 
nete der zweiten Kammer Hr. R. Bernh. Pflü cker 
unſerer gegen das Nichtwählen ausgeſprochenen 
Anſicht eine „Rechtfertigung der demokratiſchen 
Partei“ entgegen. Wir geſtehen, daß wir auch durch 
dieſe, auf die materiellen Rechtsgründe des Nich t⸗ 
wählens eingehende Ausführung in unſerer Ueberzeu⸗ 
gung nicht irre gemacht, ſondern noch viel mehr in der 
Meinung beſtätigt worden find, daß eine Partei, bie 
unter welchen Umſtänden auch immer ſich auf den 
Wahlkampf nicht mehr einlaſſen will, ſich dadurch eine 
politiſche Banquerotts⸗Erklärung ausſchreibt und im 
Volke ſelbſt als Partei wie als Prinzip den Boden ver⸗ 
lieren muß! Herr Pflücker fagt: daß die demokrat ſche 
Partei um deswillen nicht mehr wählen wolle, weil fie 
thatſächlich keinen Kampf weder mit der Regierung 
noch mit den andern Parteien im Volke mehr wünſche, 
weil ſie die Ueberzeugung gewonnen, daß ein ſolcher 
Kampf erfolglos fei, und weil fie die innere Yarteizer- 
riſſenheit unſeres Volkes nicht noch weiter treiben 
wolle! Wir müſſen dieſe Gründe an ſich achten und 
ehren, obwohl wir der Meinung ſind, daß man im po⸗ 
litiſchen Leben und beſonders auf dem Standpunkt der 
Partei nicht edelmüthig fein dürfe! Zugleich wife 
ſen wir damit den Widerſpruch nicht zu vereinigen, 
welcher ſich in der gleichzeitig ausgeſprochenen Hoff⸗ 
nung findet: daß die demokratiſche Partei die Oppo⸗ 
fition in den Reihen ihrer bisherigen Gegner von 
ſelbſt entſtehen ſehen werde! Dieſe Erwartung ift 
ch ganz begründet, aber wir begreifen hier nur das 
ugeſtändniß nicht, warum man gerade dem bis heri⸗ 
gen Gegner mehr Glück mit der Oppoſition zu⸗ 
trauen will, als ſich ſelbſt? Wir glauben, daß es 
der polſtiſchen Welt ebenſo. beijpiellos als erfolglos iſt, 
wenn eine Partei ſich plötzlich auf eine ſyſtemat i⸗ 
ſche unthatigkeit ſtützt und dadurch das zu erlan⸗ 
gen hofft, was fie bisher durch die umfaſſendſte Thä⸗ 
tigkeit und Beweglichkeit nicht zu errei 25 * 


des Vereinbarungsprozeſſes zu betrachten iſt, fo wird 
auch der künftige Reichstag dieſe Continuität aner⸗ 
kennen und diejenigen Punkte von der Reviſion ganz 
ausſchließen müſſen, 
ſchen Regierungen und Volk bereits erfolgt iſt. 

Wie alſo die Regierungen ihre Vorlage als bindend 
betrachten, ſo wird auch der Reichstag die von der 
Nationalverſammlung gefaßten Beſchlüſſe als für die 
durch ſie vertretene Nation bindende Propoſitionen an⸗ 
erkennen, und, wenn ihre Annahme Seitens der Re⸗ 
gierungen erfolgt iſt, als rechtsgültig beſtehende Ver⸗ 
tragspunkte anerkennen müſſen. Das praktiſche Re⸗ 
ſultat dieſer Auffaſſung würde ſein, daß alle diejenigen 
Beſtimmungen des Entwurfs von der Reviſion aus⸗ 
geſchloſſen blieben, welche mit der Verfaſſung vom 
28. März entweder wörtlich oder wenigſtens dem 
Sinn nach übereinſtimmen. Damit aber nicht hierüber 
ein neuer Streit ſich erhebe, müßte auch dieſe Be⸗ 
ſchränkung in das Einberufungspatent aufgenommen 
werden. Somit würde alſo das Mandat des künfti⸗ 
gen Reichstages etwa dahin zu formuliren ſein: daß 
er den Dreikönigs-Entwurf in allen denje⸗ 
nigen Punkten zu revidiren habe, welche 
mit der Verfaſſung vom 28. März nicht 
überenſtimmen, daß er aber auch bei dieſer 
Reviſion über das Maß von Einheit und 
Freiheit, welches jene Verfaſſung vom 28. 
März aufſtellt, nicht hinausgehen dürfe. 

Wir glauben, die Nation könnte ſich eine ſolche im 
Intereſſe des Friedens und der Beſchleunigung der 
Verfaſſungsbegründung auferlegte Beſchränkung ſehr 
wohl gefallen laſſen, andererſeits aber könnten die 
Regierungen einen mit ſo beſchränktem Mandate ein⸗ 
berufenen Reichstage die Reviſion des Entwurfes ohne 
Beſorgniß ſelbſtſtändig überlaſſen und damit der Gefahr 
vorbeugen, daß das Einigungswerk nochmals an ihrer 
eigenen Zwietracht ſcheitern, Ruhe und Ordnung noch⸗ 
mals geſtört und neues Bürgerblut vergoſſen werden 
könnte. Es wäre dies allerdings keine Vereinbarung 
im ſtrikten Sinne, aber es läge darin auch nicht die 
Anerkennung der von den größern Regierungen fo 
eifrig bekämpften National-Souveränetät. Es wäre 
dies eine Verſöhnung beider Standpunkte im Inte⸗ 
reſſe des praktiſchen Bedürfniſſes. Von der ſoviel 
verſchrienen Diktatur einer einzigen Verſammlung, von 
einer völligen Ignorirung der einzelnen Staaten und 
ihrer Regierungen könnte nicht die Rede ſein, denn 
die Einzelſtaaten ſind als ſolche in dem Staatenhauſe 
vollſtändig, die Regierungen wenigſtens in der 
Hälfte ſeiner Mitglieder vertreten und die Vereinba⸗ 
rung würde fo in der That zwiſchen den Einzelſtaaten 
und der Geſammtvertretung des Volkes vollzogen wer⸗ 
den. Die kleineren Staaten ſcheinen ein Intereſſe 
daran zu haben, daß dem Reichstage dieſe Stellung 
eingeräumt werde, denn ſie haben kein Spezialintereſſe 
zu wahren, und können durch eine ſtraffere Zuſammen⸗ 
ziehung des einheitlichen Bandes nur gewinnen. Eine 
Volksvertretung wird aber die Einheit immer mehr 
begünſtigen, als die größeren Regierungen, welche jede 
ihrer Prärogativen nur mit Widerſtreben aufgeben. 
Hätten aber die kleinen Staaten wirklich Sonderinte⸗ 
reſſen zu verfechten, ſo liegt es doch in der Natur der 
Sache und wird durch die Erfahrung beſtätigt, daß 
bei einer Vereinbarung der Regierungen unter einan⸗ 
der die größeren und mächtigeren immer den Löwen⸗ 
antheil davon tragen. Auch iſt wohl zu erwarten, 
daß der Reichstag ſich mehr der Verfaſſung vom 
28. März, alſo der von den kleineren Staaten aner⸗ 
kannten Grundlage nähern wird, als dem Entwurf 
der drei Könige. 

Wenn wir aber hierin mit unſerer perſönlichen Mei⸗ 
nung und unſeren Wünſchen einer anderen in dieſen 
Blättern laut gewordenen Stimme uns anſchließen, ſo 
vermögen wir doch nicht die Hoffnung zu theilen, als 
würden die größeren Regierungen dieſen Standpunkt 
zum Reichstage wirklich einnehmen. Es darf wohl 
kaum erwartet werden, daß ſie in irgend einem Sta⸗ 
dium des Einigungsganges ſich ihrer Stimmen bege⸗ 
ben, und namentlich, daß ſie dem Rechte der ſchließ⸗ 
lichen Sanktion oder Verwerfung entſagen werden. 

Wir können uns alſo die wenig tröſtliche Ausſicht 
nicht verhehlen, daß auch dieſer Reichstag alle gefähr⸗ 
lichen Klippen der Vereinbarung zu durchſchiffen haben 
wird und gleich anderen Verſammlungen mit einem 
Schiffbruch endigen kann. Aber ſo viel dürfen wir 
mit Recht von den Regierungen verlangen, daß ſie 
das Schiff nicht leichtſinnig und mit der faſt ſicheren 
Aus ſicht auf den Untergang den neuen Stürmen preis⸗ 
geben. Dies würde aber unfehlbar geſchehen, wenn 
ſie auch dem künftigen Reichstage gegenüber eine völ⸗ 
kerrechtliche Stellung einnehmen und jede einzeln mit 
ihm vereinbaren wollten. 

Das Bündniß, was die Regierungen jetzt unter einan⸗ 
der zu ſchließen haben, iſt allerdings völkerrechtliche 
Natur und kann nur durch die freie Zuſtimmung jeder 
einzelnen für dieſe rechtsgültig werden. Aber der Ge⸗ 
genſtand dieſer völkerrechtlichen Einigung ift eben die 


über welche eine Einigung zwi⸗ 
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durch die vereinbarten Organe zu Stande kommen 
wird. Mit der Feſtſtellung dieſer Punkte iſt das völ⸗ 
kerrechtliche Bündniß abgeſchloſſen, der Vertrag gelangt 
zu ſeiner Erfüllung, und dieſe iſt nur auf ſtaatsrechtli⸗ 
chem Wege, d. h. dadurch möglich, daß die Regierun⸗ 
gen als Einheit dem Reichstage gegenüber treten und 
die nach dem vereinbarten Stimmverhältniß von der 
Mehrheit gefaßten Beſchlüſſe von der Minderheit als 
bindend anerkannt werden. Auf andere Weiſe iſt die 
Erfüllung des geſchloſſenen Bündniſſes ganz unmög⸗ 
lich, denn wenn die Verpflichtung, dem Bundesſtaate 
anzugehören, feſtſtehen ſoll, ſo muß auch die Möglich⸗ 
keit ausgeſchloſſen ſein, daß eine einzelne Regierung 
durch einen Widerſpruch, für deſſen Beſeitigung jede 
höhere Inſtanz fehlt, den ganzen Bundesſtaat illuſo⸗ 
riſch machen könne. 

Hiermit haben wir die Punkte erſchöpft, über welche 
eine Vereinbarung zwiſchen den bundesſtaatlichen Re⸗ 
gierungen erfolgen muß, und den Weg angedeutet, auf 
dem allein der Bundesſtaat noch zu Stande kom⸗ 
men kann. 


reu ßen. 
Berlin, 9. Juli. Der Staats⸗Anzeiger enthält 
folgenden allerhöchſten Erlaß: 

„Auf den Antrag des Staats⸗Miniſteriums in dem 
Berichte vom Iten d. M. beſtimme Ich, daß auf den 
17ten d. M. wegen der auf dieſen Tag anberaumten 
Wahlen zur zweiten Kammer hinſichtlich der Vornahme 
von Rechtsgeſchäften, ſowie der Amtshandlungen der 
Behörden und einzelnen Beamten, die in den bürgerli⸗ 
chen Geſetzen für Sonn: und Feſttage gegebenen Be⸗ 
ſtimmungen angewendet werden ſollen. Dieſer Mein 
Erlaß iſt durch Aufnahme in die Geſetz⸗Sammlung zur 
allgemeinen Kenntniß zu bringen. — Sansſouci, den 
9. Juli 1849. Friedrich Wilhelm. 

Graf von Brandenburg. von Ladenberg. 
von Manteuffel. von Strotha. v. d. Heydt. 
von Rabe. Simons. 

An das Staats⸗Miniſterium.“ . 

Der königl. Hof legt heute, am 9. d. M., für die 
durchlauchtigſte Prinzeſſin Marie Eliſabeth, geb. 
Herzogin in Baiern, verwittwete Fürſtin von Wagram, 
die Trauer auf acht Tage an. 

Dem Kuſtos der muſikaliſchen Abtheilung bei der 
hieſigen königlichen Bibliothek und Lehrer der Muſik, 
S. W. Dehn, iſt das Prädikat eines Profeſſors bei⸗ 
gelegt worden 

Das 2öfte Stück der Geſetz⸗Sammlung, wel⸗ 
ches heute ausgegeben wird, enthält unter Nr. 3145 
den allerhöchſten Erlaß vom 9. Juli d. J., betreffend Rechts⸗ 
geſchäfte und Amtshandlungen am 17. Juli d. J.; 
Nr. 3146 den allerhöchſten Erlaß vom 15ten Juni 
d. J., betreffend die den Gemeinden Ratſcher, Hecken⸗ 
gereuth, Oberrod und Waldau im Kreiſe Schleuſingen 
in Bezug auf den Bau einer Gemeinde⸗Chauſſee von 
Ratſcher bis zum Gaſthofe zu Engelau bewilligten 
fiskaliſchen Vorrechte. 

[Ein wichtiges Projekt in Beziehung auf 
die Poſt⸗Verwaltung.] Der Miniſter für Han⸗ 
del, Gewerbe und öffentliche Arbeiten hat die Poſt⸗In⸗ 
ſpektoren und die Dirigenten der bedeutenderen Pro⸗ 
vinzial⸗Poſt⸗Aemter mittelſt der nachfolgenden Verfü⸗ 
gung zur gutachtlichen Aeußerung über eine Abände⸗ 
rung in der Organiſation der Poſt⸗Verwaltung aufge⸗ 
fordert: 

„Wie Ihnen bekannt iſt, findet bei dem General⸗ 
Poſt⸗Amte, abweichend von dem Organismus anderer 
Miniſterial⸗Behörden, die Einrichtung ſtatt, daß daſ⸗ 
ſelbe die Verwaltung des geſammten Poſtweſens ohne 
provinzielle Zwiſchen⸗Behörden beſorgt, was dem jetzi⸗ 
gen Umfange der Poſtverwaltung nicht mehr entſpricht. 
Das General-Poſtamt wird auf dieſe Weiſe mit einer 
kaum überſehbaren Menge von Arbeiten untergeordne⸗ 
ter Bedeutung überbürdet, worunter die Löſung der hö⸗ 
heren Aufgaben ſeiner dienſtlichen Wirkſamkeit leidet. 
Bei der täglich maſſenhafter ſich geſtaltenden Anhäu⸗ 
fung von Spezialien iſt eine hemmende Schwerfällig⸗ 
keit und auf den Dienſt nachtheilig zurückwirkende 
Langſamkeit im Geſchäftsgange nicht mehr fern zu 
halten. — Bei der Ausdehnung des preußiſchen Poſt⸗ 
Gebietes kann die Beurtheilung der Sachen nicht überall 
mit der erſchöpfenden Gründlichkeit und Sicherheit hier 
bewirkt werden. Vor Allem fehlen aber bei der jetzi⸗ 
gen Einrichtung genügende Organe, um bei den Poſt⸗ 
Anſtalten unausgeſetzt in belebender und anregender 
Weiſe perſönlich einzuwirken und an die Stelle ſach⸗ 
tödtenden Schreibwerks zu treten. — Dieſen Uebel: 
ſtänden muß gründlich abgeholfen werden. Die Ver⸗ 
waltung des Poſtweſens muß in allen Theilen auf 
eine möglichft einfache und ſichere Baſis zurückgeführt 
und in der mindeſt koſtſpieltgen Weiſe betrieben wer⸗ 
den. Die oberſte Poſtbehörde muß in den Provinzen 
Organe beſitzen, die unmittelbar kräftig belebend, lei⸗ 
tend und befördernd in die Räder des praktiſchen Poſt⸗ 
dienſtbetriebes eingreifen, vermittelſt ihnen beigelegte 
angemeſſener Verwaltungs⸗Befugniſſe die vorkommen⸗ 


wechſelſeitige Verpflichtung, zu einem Bundesſtaat zus den Einzelheiten und Bedürfniſſe des Dienſtbetriebes 


ſammenzutreten und die organiſche Geſtaltung deſſelben 


auf kurzem Wege zur Erledigung bringen, dadurch das 


ſo anzuerkennen, wie ſie auf dem vereinbarten Wege Schreibwerk auf das durchaus Nothwendige beſchrän⸗ 


ken und in ihren Wirkungskreiſen auf die einfachſte 
und billigſte Weiſe die Löſung aller der Poſt⸗Verwal⸗ 
tung geſtellten Aufgaben erzielen. — Dieſe Zwecke wür⸗ 
den ſich auf verſchiedene. Weiſe erreichenflaffen, namentlich 
entweder durch Provinzial⸗Poſt⸗Direktionen, oder durch 
Bezirks⸗ (Ober-) Poſt⸗Aemter. — Bei den Provinzial⸗ 
Poſt⸗Direktionen würde für eine jede Provinz des 
preußiſchen Staates eine derſelben einzurichten ſein, 
welche nach Art der Provizial⸗Steuer⸗Direktionen alle 
bisher bei dem General-Poſt⸗Amte bearbeiteten Spe⸗ 
zialien, fo weit fie bei demſelben nicht nothwendig ver⸗ 
bleiben müſſen, für die betreffende Provinz zu erledi⸗ 
gen und den Poſtdienſtbetrieb in der Provinz leiten 
und zu beaufſichtigen hätte. — Bei der Einrichtung 
von Bezirks⸗ (Ober-) Poſt⸗Aemtern würde für jeden 
Regierungs⸗Bezirk eine ſolche Behörde zu ſchaf⸗ 
fen ſein, welche im Allgemeinen dieſelben Verwaltungs⸗ 
Befugniſſe und Verpflichtungen, wie ſie für die Pro⸗ 
vinzial⸗Poſt⸗ Direktionen angedeutet worden, zu üben 
haben würden. — Es kommt darauf an, nach allen 
Seiten gründlich und unbefangen zu erwägen, durch 
welche dieſer beiden Einrichtungen die Zwecke der Ver⸗ 
waltung, nämlich: 
kräftigſte und ſicherſte Leitung, Belebung und Be⸗ 
aufſichtigung des techniſchen Poſtdienſt⸗Betriebes; 
möglichſt raſche und kurze Erledigung der bei den⸗ 
ſelben vorkommenden Spezialien; 
möglichſte Einfachheit und Sicherheit in allen Ver⸗ 
zweigungen des Dienſtes, namentlich auch in dem 
jetzt ſehr verwickelten und weitſchweifigen Poſtkaſ⸗ 
ſen⸗ und Rechnungsweſen, und f 
möglichſt geringer Aufwand an Adminiſtrationskoſten 
am meiſten gefördert werden. 5 
Die Provinzial⸗Poſt⸗Direktionen würden in denjeni⸗ 
gen Orten ihren Sitz haben müſſen, in welchen ſich 
die Ober⸗Präſidenten befinden; fie würden mit dieſen 
in außerordentlichen Fällen in Verbindung zu treten 
haben, und in der Provinz das erſte Organ des Ge⸗ 
neral⸗Poſt⸗Amts ſein. Sie würden ſich von allen po⸗ 
ſtaliſchen Einrichtungen in der Provinz, von dem Zu⸗ 
ſtande der Poſt⸗Anſtalten, der Wege, von den Män⸗ 
geln und Bedürfniſſen, von den Oertlichkeiten, von dem 
ihnen untergeordneten Perſonal ꝛc., überall genaue 
Kenntniß verſchaffen und vermöge derſelben die Ver⸗ 
waltung des Dienſtes mit ungleich größerer Sicher⸗ 
heit bewirken können, als es gegenwärtig ſeitens 
des General- Poft = Amtes in vielen Fällen mög⸗ 
lich iſt. Ihre Einwirkung auf die untergeordneten 
Poſt⸗Anſtalten der Provinz winde in größerer Nähe 
kräftiger, raſcher und fördernder fin können, als jetzt. 
Sie würden hierzu, bei durchſchnittlich 218 Poſt⸗An⸗ 
ſtalten und 640 —650 Quadrat⸗Meilen, die eine Pro⸗ 
vinz umfaßt, allerdings noch einer Mittel⸗Behörde zwi⸗ 
ſchen ſich und den jetzigen Poſt⸗Expeditionen und Brief⸗ 
ſammlungen bedürfen, welche indeſſen in den jetzigen 
Poſt⸗Aemtern bereits vorhanden iſt. Vermittelſt der 
ihnen zur Dispoſition ſtehenden Poſt⸗Inſpektoren und 
Poſtkaſſen⸗Controleure würden ſie die Beaufſichtigung 
und Controle des Dienſtbetriebes genügend bewirken 
und Verbeſſerungen ins Leben rufen können. Zu Ver⸗ 
einfachungen im Geſchäftsgange würden ſie das Mittel 
bieten, indem der bei weitem größere Theil der Be⸗ 
richte und Sendungen der Poſtanſtalten nicht mehr 
den großen Kreislauf durch die Büreaus des General⸗ 
Poſt⸗Amtes zu machen hätte, ſondern bei der mit dem 
nöthigen Büreau⸗Perſonal zu verſehenden Provinzial⸗ 
Poſt⸗Direktion erledigt werden könnte. — Das ganze 
Liquidations⸗ und Rechnungsweſen der Poſtämter konnte 
durch ein bei der Provinzial⸗Poſt⸗Direktion zu errich⸗ 
tendes Rechnungs⸗Büreau auf kürzerem Wege, als jetzt, 
ſeine Erledigung finden. Auch die Prüfung und Feſt⸗ 
ſtelung der rechnungsmäßigen Einnahmen würde an 
dieſer Stelle, unter Mitwirkung der Poſt⸗Kaſſen⸗Kon⸗ 
troleure ermöglicht werden können. Die Reviſion und 
Abnahme der Jahres-Rechnungen der Poſt⸗Aemter 
könnte ebenfalls bei der Provinzial⸗Poſt⸗Direktion ers 
folgen und der jetzige Verkehr mit baaren Kaſſengel⸗ 
dern zwiſchen den Spezial⸗Poſt⸗Kaſſen und der Gene⸗ 
ral⸗Poſtkaſſe durch die Einrichtung beſonderer Haupt⸗ 
kaſſen bei den Provinzial⸗Poſt⸗Direktionen abgekürzt 
werden. Eine Erſparniß und Vereinfachung ließe ſich 
ferner durch die Umwandlung entbehrlicher Poſtämter 
in Poſtverwaltungen oder Poſt⸗Expeditionen erzielen. 
Wenn Bezirks: (Sber⸗) Poſtämter eingerichtet würden, 
ſo würden ſolche an den Orten ſich befinden müſſen, 
wo die Regierungen ihren Sitz haben. Hinſichts der 
Verwaltung und Leitung des Poſtdienſt⸗Betriebes im 
Bezirke würden ihnen, wie ſchon oben gedacht, im 
Allgemeinen dieſelben Befugniſſe und . beizule⸗ 
gen ſein, wie ſie für die Provinzial⸗Poſtdir tionen an⸗ 
gegeben ſind. Ihnen würde ein er pektor und 
ein Poſtkaſſen⸗Controleur beigegeben und das nöthige 
Büreau und Kaſſenperſonal überwieſen werden. Da 
fie dutchſchnittlich nur 80—90 Poſtanſtalten auf einen 
Flächeninhalt von 250—260 Au einen re 
walten haben würden, fo würde es einer Mittelbehötde 
zwiſchen ihnen und den jegigen Poſt⸗Expeditionen und 
Briefſammlungen nicht bedürfen, ſondem der Bezirke⸗ 
Direktor könnte mit Hülfe des ihm beigegebenen Auf⸗ 
ſichts⸗Perſonals unmittelbar perſonlich auf jede einzelne 
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Poſtanſtalt des Bezirks leitend, belebend und fördernd füllung dieſer Bedingung erſt nach Jahren und nach 
einwirken, wodurch das jetzige Verhältniß der Poſt⸗ Befeitigung der bei der Einführung jeder neuen Steuer 
Expeditionen und Briefſammlungen zu den Poſtämtern unvermeidlich vorkommenden Unregelmäßigkeiten zu hof⸗ 


aufhören und jede Poſtanſtalt auf ihren eigenen Lokol⸗ 
Poſtverkehr beſchränkt werden würde. Der Bezirks⸗ 
Poſtdirektor würde hiernach der einzelnen Poſtanſtalt 
noch näher zu ſtehen kommen, als der Provinzial-Poſt⸗ 
direktor, der ſich zur Einwirkung auf die jetzigen Poſt⸗ 
Expeditionen und Briefſammlungen erſt des vorgeſetz⸗ 
ten Poſtamtes in der Regel bedienen müßte. Um fo 
einfacher, ſicherer und ſchneller könnten mithin die Zwecke 
der Verwaltung erfüllt werden. In dem Kaſſen⸗ und 
Rechnungsgeſchäfte ließe ſich eine große Vereinfachung 
dadurch erreichen, daß die Poſtämter nicht mehr, wie 
bisher, ſelbſtſtändig Rechnung zu legen hätten, ſondern 
daß jede Poſtanſtalt des Bezirks, ohne Unterſchied des 
Umfanges, monatlich mit der Hauptkaſſe der Bezirks⸗ 
Poſtdirektion, wie es gegenwärtig zwiſchen den Poſt⸗ 
Aemtern und den untergeordneten Poſtanſtalten geſchieht, 
kurz abrechne, und daß Seitens der Bezirks⸗Hauptkaſſe 
nur eine Rechnung für den ganzen Bezirk aufgeſtellt 
würde. — Durch dieſe Arbeitsverminderung, durch den 
Wegfall der Kontrole und Rechnungsſachen der unter⸗ 
geordneten Poſtanſtalten und durch die, in Folge der 
perſönlichen Wirkſamkeit des Bezirks⸗Poſtdirektors zu 
erreichende Verminderung des Schreibwerks möchte nicht 
allein bei vielen Poſtanſtalten an Adminiſtrationskoſten 
erſpart werden können, ſondern auch eine große Zahl 
der jetzigen unbedeutenderen Poſt⸗Aemter in dieſer Ei⸗ 
genſchaft entbehrlich werden. Der Bezirks⸗Poſt⸗Direk⸗ 
tor würde zugleich die obere Leitung des an ſeinem 
Orte befindlichen Poſtamtes, unter Aſſiſtenz eines tüch⸗ 
tigen älteren Sekretärs zu übernehmen haben. — Nach 
dieſen allgemeinen Umriſſen werden Sie im Stande 
ſein, ſich ein Bild von der künftigen Geſtaltung der 
Poſtverwaltung zu entwerfen. Ich wünſche, daß auch 


Sie vermöge der Ihnen beiwohnenden Kenntniß von 


i dienſtbetriebe gründlich und reif⸗ 
5 a Re l das Beſte des 
Dienſtes und für das Iniereſſe der Staatskaſſen am 
erſprießlichſten ſein möge, und veranlaſſe Sie, mir bin⸗ 
nen 14 Tagen Ihr desfallſiges motivirtes Gutachten 
einzureichen. — Berlin, den 5. Juli 1849. — Der 
Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
von der Heydt.“ 

[Die Motive] zu dem bereits geſtern mitgetheilten 
Geſetzentwurf die Einführung einer Einkommen- und 
Klaſſenſteuer betreffend, lauten: 

Die Einkommenſteuer iſt bis in die neueſte Zeit nur 
vorübergehend in einzelnen Staaten als ein Nothmittel 
zur Beſchaffung von Summen, welche auf andere Art 
augenblicklich nicht zu erlangen waren, in Anwendung 
gebracht worden. — Die Unmöglichkeit, das ihr zum 
Grunde liegende Prinzip in ſeiner Reinheit durchzu⸗ 
führen, ſo wie die Schwierigkeiten, welche der prakti⸗ 
ſchen Ausführung in den Weg traten, hatten bis da⸗ 
hin alle Verſuche, dieſer Steuerform eine bleibende 
Stelle in den Abgabenſyſtemen der Staaten anzuwei⸗ 
ſen, als unausführbar erſcheinen laſſen. — Nachdem 
es jedoch vor wenigen Jahren in England gelungen 
war, mit glücklichem Erfolge eine Einkommenſteuer 
(mit einem Prozentſatze von nahe an 3 Prozent vom 
ſteuerbaren Einkommen, wobei jedes Einkommen un⸗ 
ter 150 Pfd. Sterl. ganz frei) ins Leben treten zu 
laſſen, obwohl dieſelbe auch dort den heftigſten Wider⸗ 
ſtand gefunden hatte und die endliche Durchführung 
der Maßregel allein der Feſtigkeit des Miniſteriums 
gedankt werden muß, hatte auch die preußiſche Regie⸗ 
rung dem im Jahre 1847 verſammelt geweſenen ver⸗ 
einigten Landtage einen Geſetzentwurf zur Einführung 
einer Einkommenſteuer (mit einem Prozentſatze von 3 
Prozent von fundirtem und 2 Prozent von unfundir⸗ 
tem Einkommen) vorgelegt und damit ſchon ihre Be⸗ 
reitwilligkeit, in Anerkennung des vorhandenen Bedürf⸗ 
niſſes, das beſtehende Steuerſyſtem nach dieſer Rich⸗ 
tung hin umzubilden, an den Tag gelegt. — Es muß 
etzt um ſo mehr beklagt werden, daß die Regierung 
ee nicht in den Stand geſetzt wurde, ihr Projekt 
dur, be e zu bringen, als ihr damit zugleich die 
Möglichkeit abgeſchnitten ward, die auf dieſem Gebiete 
noch ganz fehlenden praktiſchen Erfahrungen zu ſam⸗ 
meln und unter Benutzung derſelben jetzt dem geſtei⸗ 
gerten Bedürfniß mit umfaſſenderen Geſetzesvorſchlä⸗ 
gen, als die vorliegenden ſind, entgegen zu kommen. 
Jede neue Steuer bedarf, um der ihr zum Grunde 
liegenden Idee gemäß richtig zu wirkem, ſowohl der 
Gewöhnung der Nation, welche ſie tragen fol, als 
der Geübtheit der Behörden und Beamten, welche de: 
ren Veranlagung bewirken und kontroliren ſollen. — 
Wie wichtig diefer Punkt iſt, hat die Einführung der 
Klaſſenſteuer im Jahre 1820 gezeigt. Erſt nach einer 
längeren Reihe von Jahren ward es Möglich, fie ih⸗ 
rer Tendenz gemäß in der Veranlagung richtig zu er⸗ 
faſſen. — Noch greller wird ſich das Verhältniß in 
Bezug auf eine Steuerform geſtalten, bei deren Wer 
anlagung die Steuerpflichtigen eine eigene, ihnen bis⸗ 
her ganz ungewohnte Thätigkeit entwickeln ſollen, und 
bei Be 
die möglichſte Gleichmäßigkeit in den Veranlagungs⸗ 
Grundſäben eine Hauptbedingung iſt. Daß die €: 


wenn die Abgabe ihren Zweck erfüllen fol, | ft 


fen ſteht, wird eben ſo einleuchtend ſein, als die 
Richtigkeit des Satzes, daß die in Folge der er⸗ 
ſten mangelhaften Veranlagungen hervortretenden Un⸗ 
gleichmäßigteiten in der Beſteuerung um fo ſchmerz⸗ 
licher würden empfunden werden, je größer die Sum⸗ 
men ſind, welche durch eine ſolche Vertheilung ſollen 
aufgebracht werden und daß jene nur dann ertragen 
werden können, wenn die zu veranlagende Geſammt⸗ 
ſumme nicht überſpannte Forderungen an das Ein⸗ 
kommen der Einzelnen ſtellt. — Dieſe Gründe, ſo 
wie der Mangel an allen Erfahrungen, mit deren 
Hülfe ſich die Wirkungen der Einkommenſteuer ſowohl 
hinſichts der Summe, auf welche dabei mit Be⸗ 
ſtimmtheit gerechnet werden kann, als auch hinſichtlich 
ihres Einfluſſes auf die davon weſentlich betroffenen 
Verhältniſſe der Staats⸗Einwohner würden beurtheilen 
laſſen, mußten die Regierung billig Bedenken tragen 
laſſen, an den Grundlagen des beſtehenden Steuer⸗ 
Syſtems weiter, als durchaus nöthig, zu rütteln und 
den Anträgen nachzugeben, welche in ihrer wetteſten 
Konſequenz die Aufhebung einer Reihe beſtehender 
Steuern im Geſammtbetrage von cicca 30 Mil: 
lionen Rthlr. und deren Erſatz durch eine allgemeine 
Einkommenſteuer bezweckten. Die Folgen, welche ein 
ſolches Eingreifen in die beſtehenden Verhältniſſe nach 
ſich gezogen haben würde, laſſen ſich in ihrem ganzen 
Umfange gar nicht überſehen; aber mit Sicherheit 
ſchon jetzt als für Staat und Volk gleich verderblich 
bezeichnen. — Von dieſen Anſichten ausgehend, hat 
die Regierung ſich auf den Vorſchlag beſchränken müſ⸗ 
ſen, die Einkommenſteuer nur in einem mäßigen Um⸗ 
fange und an Stelle einiger, dadurch ficher zu erſetzen⸗ 
der Abgaben einzuführen. — Mag der Geſetzes⸗Vor⸗ 
ſchlag in dieſer Beſchränkung hinter den Erwartungen 
derjenigen zurückbleiben, welche in einer radikalen Um⸗ 
geſtaltung des ganzen beſtehenden Finanz⸗Syſtems al 
lein das Heil auf dieſem Gebiete des Staatslebens 
finden zu können glauben, fe wird ihm wenigſtens die 
Anerkennung nicht verſagt werden dürfen, daß er ei⸗ 
nen Fortſchritt zum Beſſern im Steuerweſen enthalte, 
und namentlich mit Rückſicht auf die ſozialen Ver⸗ 
hältniſſe eine richtigere Vertheilung der Staatslaſten, 
als bis jetzt ſtattfand, zu erreichen ſich bemühe. — 
Beſtätigen ſich die Hoffnungen und Erwartungen, 
welche von der Einkommenſteuer allgemein gehegt wer⸗ 
den, ſo wird es ſpäter vielleicht möglich werden, zu 
der Ermäßigung oder Aufhebung anderer die ärmeren 
Volksklaſſen belaſtenden Steuern zu ſchreiten. — In⸗ 
dem ſich daher der Geſetz-Entwurf darauf beſchränkt, 
die neue Steuer einſtweilen an die Stelle der aufzuhebenden 
Mahl- und Schlachtſteuer und Klaſſenſteuer treten zu laſ⸗ 
ſen, wird zugleich durch eine den Kammern vorzulegende 
nähere Berechnung dargethan werden, daß durch den 
muthmaßlich zu erwartenden Ertrag der Staatskaſſe 
höchſt wahrſcheinlich keine höhere Einnahme erwachſen 
wird, als die jetzt beſtehenden eben bezeichneten Steu⸗ 
ern bisher eingetragen haben, daher es mehr als ges 
wagt ſein würde, in der Hoffnung auf einen dennoch 
zu erzielenden höheren Ertrag ſchon jetzt mit der Auf⸗ 
hebung anderer ſicherer Einnahmequellen, z. B. der 
Gewerbeſteuer mit mit einem Ertrage von 2½ 
Millionen Thalern vorzuſchreiten, während erſt nach 
geſchehener Veranlagung der Einkommenſteuer ſich 
wird überſehen laſſen, auf welche etwanige Mehrein⸗ 
nahme mit Sicherheit zu rechnen ſein wird, um da— 
nach ſogleich die Aufhebung anderer Abgaben, reſpek⸗ 
tive die Ermäßigung von ſolchen bei den Kammern 
beantragen zu können. — In Beziehung auf die 
Veranlagung der minder wohlhabenden Einwohner⸗ 
Klaſſen ſind die bisherigen Vorſchriſten für die Ver⸗ 
anlagung der Klaſſenſteuer beibehalten worden, da ſpe⸗ 
zielle Einkommens⸗Ermittelungen für dieſelben zu rich⸗ 
tigeren Reſultaten nicht geführt und nur dazu gedient 
haben würden, durch unnütz vermehrte und für die 
Steuerpflichtigen ſelbſt läſtige Formen die Anwendung 
des Geſetzes bis zur Unausführbarkeit zu erſchweren. 
— Den Einkommen Betrag, von welchem ab eine 
direkte Ermittelung und Belaſtung dem allgemeinen 
Intereſſe entſprechend erſchien, hat der Geſetzentwurf 
ebenſo, wie der bereits im Jahre 1847 vorgelegte, um 
deshalb auf 400 Rthlr. feſtgeſtellt, weil dieſe Summe 
noch eine durch Abſchätzung ziemlich genau erfaßbares Ein⸗ 
kommen darſtellt und zugleich nach den bei der Klaſſen⸗ 
fteuer: Veranlagung gemachten Erfahrungen diejenige 
Grenzlinie bildet, auf welcher die Veranlagungen zur 
unterſten Stufe der zweiten und zur erſten Stufe der 
dritten Hauptklaſſe ſich begegnen. Es liegt deshalb 
auch in der Abſicht, bei der erſten Veranlagung das 
Einkommen ſämmtlicher zur erſten Stufe der jetzigen 
dritten Hauptklaſſe veranlagten Steuerpflichtigen genau 
ermitteln zu laſſen, um aus derſelben die jedenfalls 
nicht unbedeutende Anzahl derjenigen, welche ein Ein⸗ 
kommen von 400 Rthlr. haben, ausſondern zu können. 
Die letzteren werden dann mit 3 Prozent jährlich be⸗ 
euert werden, während ſich dem für ein Einkommen 
von weniger als 400 Rthlr. der Satz von 20 Sgr. 
monatlich (8 Rthlr. jährlich, etwas über 2 Prozent des 


ungefähren Einkommens der dahin gehörigen Steuer⸗ 
pflichtigen) und ſo weiter nach unten bis 1 Sgr. 3 Pf. 
für den Einzelnen (Conf. § 35 des Geſetz⸗Entwurfes) 
anſchließen wird. — Hiernach zerlegt ſich der Geſetz⸗ 
Entwurf in zwei Haupt⸗Abſchnitte, von denen der erſte 
die Veranlagungs⸗Vorſchriften für die Einkommenſteuer, 
der zweite aber die Beſtimmungen in Betreff der neuen 
Klaſfenſteuer enthält. — Unter den Beſtimmungen des 
erſten Abſchnitts iſt beſonders der § 6 hervorzuheben, 
welcher die Skala, nach der die Steuer von den ver⸗ 
ſchiedenen Einkommen⸗Klaſſen erhoben werden ſoll, feſt⸗ 
ſtellt. — Wie getheilt auch die Anſichten darüber ſein 
mögen, ob die Anwendung eines ungleichen Beſteue⸗ 
rungs⸗Maßſtabes überhaupt ſtatthaft und ob es daher 
angemeſſen ſei, dieſen Maßſtab mit der Höhe des Ein⸗ 
kommens ſelbſt ſteigen zu laſſen (Progreſſivſteuer), fo 
dürfte doch die Erwägung, daß die Fähigkeit, 
Steuern zu zahlen, im Allgemeinen nicht nur 
im Verhältniß des Einkommens, ſondern in ſtär⸗ 
kerer Progreſſion wächſt und der Wohlhabendere 
durch ſein größeres, über die nothwendigen Be⸗ 
dürfniſſe hinaus reichendes Einkommen in den Stand 
geſetzt wird, einen größeren Theil hiervon zur Beſtrei⸗ 
tung der Ausgaben des Staats abzugeben, als derje⸗ 
nige, welchem jede Minderung ſeines nur für die drin⸗ 
genderen Lebensbedürfniſſe ausreichenden Einkommens 
fühlbare Entbehrungen auferlegt, zu Gunſten des ge⸗ 
machten Vorſchlags ein bedeutendes Gewicht in die 
Waagſchale legen. Es iſt hierbei zu bemerken, daß 
auch in der Mehrzahl derjenigen Städte, welche einen 
Theil ihres Kommunalbedarfs ſchon ſeit einer längeren 
Reihe von Jahren im Wege einer Einkommenſteuer zu 
beſchaffen genöthigt waren, die ftädtifhen Behörden, 
obwohl deren Mitglieder ſämmtlich der beſitzenden Klaſſe 
und gewöhnlich dem wohlhabenderen Theile derſelben 
angehörten, ſich für die Annahme einer mäßigen Pro⸗ 
greffton bei Vertheilung der Steuerlaſt entſchieden ha⸗ 
ben, gegen dieſe Art der Vertheilung von den Steuer⸗ 
pflichtigen auch nirgend ein erheblicher Widerſpruch er⸗ 
hoben worden iſt. Es bedarf in dieſer Beziehung nur 
der Hinweiſung auf die in Breslau, Poſen, Elberfeld 
und anderen Städten beſtehenden Kommunal⸗Einkom⸗ 
menſteuer⸗Regulative. — Bei Aufſtellung des vorlie⸗ 
genden Geſetz-Entwurfes kam es darauf an, die Klippe, 
an welcher das Syſtem einer progreſſiven Beſteuerung 
ſtets ſcheitern und zum Ruin des Ganzen führen muß, 
ein Uebermaß der Steigerung der als Steuer vom 
Einkommen zu erhebenden Prozente nämlich, ſorgfält g 
zu vermeiden. — Im wohlverſtandenen Intereſſe der 
Geſammtheit iſt deshalb auch nur eine ſo mäßige 
Progreſſion beantragt worden, daß damit der Steuer⸗ 
fähigkeit keiner Einkommen = Klaffe zu nahe getre⸗ 
ten iſt und die Furcht, durch zu hohe Belaſtung wer⸗ 
bende Kapitalien dem Lande zu entfremden, ſich hof⸗ 
fentlich als unbegründet erweiſen wird. — Der vorge⸗ 
ſchlagene Weg zur Steigerung der Prozentſätze, wonach 
bei einem höheren Einkommen nur immer der eine be⸗ 
ſtimmte Summe überſteigende Betrag mit dem höhe⸗ 
ren Prozentſatze betroffen, während die darunter blei⸗ 
bende Summe mit den geringeren Prozentſätzen der 
vorhergehenden Abſtufungen belegt werden ſoll, iſt ge⸗ 
wählt worden, um die Uebergänge von einem Prozent⸗ 
ſatz zum anderen nicht allzu ſchroff darzuſtellen, und 
zugleich, um dadurch den Anreiz zur Verheimlichung 
eines höheren Einkommens möglichſt zu mindern. 
Müßte für das ganze höhere Einkommen auch der 
ganze höhere Prozentſatz gezahlt werden, ſo würden 
z. B. von einem Einkommen von 1000 Rthl. à 3 
Prozent 30 Rthl., von einem Einkommen von 1050 
Rthl., welches nach den Beſtimmungen des Geſetz⸗Ent⸗ 
wurfes nur 31 Rthl. 22 Sgr. 6 Pf. zu entrichten 
hat, à 3 ½ Prozent ſchon 36 Rthl. 22 Sgr. 6 Pf. 
zu entrichten ſein, alſo eine Steuer, welche mit dem 
Unterſchiede zwiſchen den beiden Einkommen⸗Beträgen 
(50 Rthl. mit 6 Rthl. 22 Sgr. 6 Pf.) nicht in einem 
richtigen Verhältniß ſtehen würde. — Die Steuerfäße 
für die verſchiedenen Beträge des ſteuerbaren Einkom⸗ 
mens bewegen ſich, wenn die von den einzelnen Sum⸗ 
men zu entrichtenden Sätze in einander gerechnet wer⸗ 
den, im Allgemeinen zwiſchen drei und fünf Peozent, 
erreichen den letzteren Satz jedoch nirgend. Es beträgt 
danach beiſpielsweiſe die Steuer von 1000 Rthl. Ein⸗ 
kommen 30 Rthl. jährlich, von 2000 Rthl. Einkom⸗ 
men 65 Rthl. jährlich, von 4000 Rthl. Einkommen 
145 Rthl. jährlich, von 6000 Rthl. Einkommen 235 
Rthl. jährlich, von 10,000 Rthl. Einkommen 435 Rtl. 
jährlich u. ſ. w. — Die Annahme dieſer Sätze war 
unerläßlich, um einigermaßen dafür Sicherheit zu ha⸗ 
ben, daß der an der Mahl: und Schlachtſteuer und 
der Klaſſenſteuer entſtehende Ausfall werde gedeckt wer⸗ 
den. Wollte man, um dies zu erreichen, die Einkom⸗ 
menſteuer überall nach gleichen Prozentſätzen erheben, 
fo hätte der Prozentſatz von 4 pCt. angewendet wer⸗ 
den müſſen, und erſcheint hiernach die Wahl progeeſ⸗ 
ſiver Prozentſätze bis zu 5 pCt. um fo weniger be⸗ 
denklich, als dadurch mit Rückſicht auf den ſonſt zu 
beſtimmenden Prozenſatz von 4 pCt. eigentlich nur die⸗ 
jenigen Steuerpflichtigen, welche ein jährliches Einkom⸗ 
men von mehr als 9300 Rthl. haben, mit einer Er 
| höhung von noch nicht einem Prozent betroffen werden 
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— Ob nicht ſpäterhin die Sätze im Einzelnen noch die Abſicht, einen Theil des Einkommens durch Ver⸗ Steuerpflichtigen noch mehr, als es bisher der Fall 
einiger Modifikationen bedürfen werden, darüber kann heimlichung der Beſteuerung zu entziehen, dringend vers | war, ihrer wirklichen Leiſtungsfähigkeit entſprechend, 

| muthet werden muß, die Wahrheit an den Tag för: zue Steuer heranzuziehen. Für die Verhältniſſe der 
dern zu können. — Die gegebenen Vorſchriften ſollen 


erſt die bei deren Anwendung zu machende Erfahrung 
ein beſtimmtes Urtheil gewinnen laſſen. — Der nähe⸗ 
ren Rechtfertigung bedarf jedoch die Beſtimmung, nach 
welcher jede Art von Einkommen mit einem gleichen 
Maße beſteuert und eine Berückſichtigung der darauf 
influirenden Verhältniſſe nicht ſtattfinden ſoll. — Das 
ideale Prinzip der Einkommenſteuer, als einer nach dem 
entbehrlichen Einkommens⸗Ueberſchuß zu veranlagenden 
Steuer, läßt ſich praktiſch nicht durchführen, und muß 
deshalb bei Einführung dieſer Steuerform von dem 
Gedanken, auf dieſem Wege eine in jeder Beziehung 
gerechte Vertheilung der Steuer bis in alle Nüancen 
der Einkommen⸗ und Lebensverhältniſſe der Staatsbür⸗ 
ger zu erreichen, von vornherein abſtrahirt werden. In 
letzterer Beziehung darf, ſtreng genommen, nicht aus⸗ 
ſchließlich die Höhe des Einkommens entſcheidend ſein, 
vielmehr würden dabei eben ſo ſehr die Art und Weiſe, 
wie dies Einkommen erworben wird, als die Bedürf⸗ 
niſſe, welche daraus nothwendig beſtritten werden müſ⸗ 
ſen, zu berückſichtigen ſein. Kaum zwei Familien, welche 
ein ganz gleiches Einkommen beſitzen, werden davon ſo 
gleiche Bedürfniſſe zu befriedigen haben, daß ſie in der Steuer⸗ 
fähigkeit als vollkommen gleich gelten könnten. Die Zahl 
der Familienglieder, deren Geſundheitszuſtand und Arbeits⸗ 
fähigkeit, die verſchiedene Art, ſich einzurichten, die grö⸗ 
ßere oder geringere Theuerheit der eigentlichen oder un⸗ 
eigentlichen (conventionellen) Lebensbedürfniſſe und un⸗ 
zählige andere Momente begründen in der fraglichen 
Beziehung Verſchiedenheiten, deren Nichtberückſichtigung 
bei Feſtſtellung des ſteuerbaren Einkommens unvermeidlich 
zu Ungleichheiten in der Beſteuerung führt, und welche 
dennoch eben ihrer unendlichen Mannigfaltigkeit wegen 
durch die Geſetzgebung nicht beſeitigt werden können. 
— Gewiſſe Arten von Einkommen, z. B. die Gehälter 
der Beamten ꝛc., ſtehen andern gegenüber dadurch im 
Nachtheil, daß ſie ſich in ihrem Betrage ganz beſtimmt 
erfaſſen laſſen, während die übrigen niemals mit ſolcher 
Schärfe feſtzuſtellen ſind. Von bedeutendem Einfluß 
auf die Steuerfähigkeit eines Einkommens iſt auch 
der Unterſchied, ob das Einkommen übertragbar und 
vererblich, oder rein perſönlich iſt. Es beruht hier⸗ 
auf der Unterſchied zwiſchen dem fundirten Einkommen, 
welches der Inhaber einem Vermögen (Kapital oder 
Grundbeſitz) verdankt und welches bei richtiger Be⸗ 
handlung der Erhaltung und Vererbung fähig iſt, und 
dem unfundirten, welches lediglich die Frucht der Ar⸗ 
beit iſt und mit dem Eintritt einer Verminderung der 
Arbeitsfähigkeit ſich ebenfalls vermindert und mit dem 
Tode ganz aufhört. Das erſtere iſt um deshalb un⸗ 
gleich fähiger, eine Steuer zu tragen, als das letztere, 
weil der Beſitzer eines Vermögens das ganze daraus 
ſtießende Einkommen verzehren kann, ohne ſich deshalb 
Abzüge für ſein Alter oder behufs Sicherſtellung ſei⸗ 
ner Familie nach ſeinem Tode auferlegen zu dürfen, 
während dieſe Rückſichten den Inhaber eines unfun⸗ 
dirten Einkommens beſtimmen müſſen, einen Theil deſ⸗ 
ſelben als unverwendbar zu betrachten und als Er⸗ 
ſparniß zurückzulegen. — Wie ſehr alle dieſe Verſchie⸗ 
denheiten auch die Nothwendigkeit einer Berückſichti⸗ 
gung, wenn darunter die Einträglichkeit der Steuer 
nicht zu ſehr leiden ſollte, nur bis auf einen gewiſſen 
Punkt, daher nur ſehr vereinzelt hätte eintreten können 
und den daraus fließenden Ungleichheiten niemals voll⸗ 
ſtändig vorgebeugt werden könnte. Wegen der Schwie⸗ 
rigkeit der Auffaſſung und Anwendung derartiger Be⸗ 
ſtimmungen würde überdies durch dieſelben die Aus⸗ 
führbarkeit des Geſetzes ſelbſt ſehr erſchwert, in gewiſ⸗ 
ſer Beziehung unmöglich gemacht werden. Um nur 
eines Falles hierbei zu gedenken, würde z. B. ein Guts⸗ 
befiger, welcher fein Gut ſelbſt bewirthſchaftet, und da⸗ 
her ein fundirtes und ein unfundirtes Einkommen ge⸗ 
nießt, gar nicht im Stande ſein, anzugeben, mit wel⸗ 
chen Beträgen ſich beide Arten von Einkommen von 
einander ſcheiden, und welche Summe daher als fun⸗ 
dirtes Einkommen mit dem höheren, welche als un⸗ 
fundirtes mit dem niedrigeren Prozentſatze zu beſteuern 
ſein möchte. — Es mußte daher um ſo mehr vorge⸗ 
zogen werden, alle dieſe Verſchiedenheiten im Geſetz 
ganz unberückſichtigt zu laſſen, als ſie, ohne ihre Zwecke 
vollſtändig zu erfüllen, nur dazu beigetragen haben 
würden, die Empfänglichkeit des Publikums für die 
neue Steuer zu vermindern. Auch in England ſind 
dieſe Verhältniſſe nicht berückſichtigt worden, ohne daß 
gerade dieſer Punkt zu erheblichen Beſchwerden Ver⸗ 
anlaſſung gegeben hätte. — Dem Verfahren bei der Ein⸗ 
ſchätzung ($ 7) iſt die eigene Angabe des Steuerpflichti⸗ 
gen zum Grunde gelegt, und damit das Vertrauen der Re⸗ 
gierung im Allgemeinen ausgeſprochen, daß Jeder ſich ſei⸗ 
ner Pflichten im Staate bewußt ſein und in ihrer Er⸗ 
füllung ſich eifrig und gewiſſenhaft bewähren werde. 
— In Bezug auf die Vorſchriften wegen Prüfung 
der Einkommen⸗Deklarationen und die dazu einzuſetzen⸗ 
den Kommiſſionen u. ſ. w. iſt im Allgemeinen zu be⸗ 
merken, daß, je größer die Befugniſſe ſind, welche in 
Bezug auf ihre Selbſtbeſteuerung den betreffenden 
Staats : Einwohnern beigelegt werden, um fo ſtrengere 
Mittel auch gewählt werden müffen, um da, wo dem 
gewährten Vertrauen nicht entſprochen wird, d. h. wo 


dazu dienen, einerſeits durch die Rückſicht auf die un 


nachſichtlich eintretenden Folgen unrichtige Angaben 
überhaupt thunlichſt zu verhüten, andererſeits aber durch 
ſtrenge Ermittelung der Wahrheit den Zweck des Ge⸗ 
ſetzes ſelbſt möglichſt ſicher zu erreichen. — Als Vor⸗ 
bild hierbei iſt das in England vorgeſchriebene Verfah⸗ 
ren nicht unbeachtet geblieben, wobei indeſſen wohl er⸗ 
wogen werden muß, daß dort die ſeit Jahrhunderten 
beſtehenden Inſtitutionen eine hohe politiſche Reife des 
Volks erzeugt haben; überdies nach dem dortigen Ein⸗ 


kommenſteuer⸗Geſetz alle Bewohner, welche weniger als | $ 


150 Pfund Sterling (gegen 1000 Rthlr.) jährliches 
Einkommen haben, von der Beſteuerung ganz frei ſind; 
die Anwendung der gegebenen Vorſchriften daher nur 
ſolche Perſonen trifft, welche nicht mit drückenden Nah⸗ 
rungsſorgen zu kämpfen haben und zugleich hinrei⸗ 
chende Bildung beſitzen, um ſowohl die Nothwendigkeit 
ihrer Theilnahme an dieſer Steuer zu erfaſſen, als 
auch über den Stand ihrer Einnahmen und Ausgaben 
zu einer klaren Einſicht zu gelangen. — In allen die⸗ 
ſen Beziehungen ſteht die Sache viel ungünſtiger bei 
uns. In England dürfen aber, wenn die Selbft-Ein- 
ſchätzungen in irgend einer Art ungenügend erſcheinen, 
zur Vervollſtändigung derſelben die allerſchärfſten Mit⸗ 
tel in Anwendung gebracht werden. Es iſt zu dieſem 
Behuf geſtattet, den Steuerpflichtigen einzelne ſpezielle 
Fragen ſchriftlich oder mündlich vorzulegen, Zeugen, 
ſelbſt Handlungsdiener und ſonſtige Gehülfen eines 
Gewerbtreibenden, votzufordern und fie über die An⸗ 
gaben des Steuerpflichtigen nöthigenfalls eidlich zu ver⸗ 
nehmen. Auf Verweigerung der Deklaration oder der 
Antwort auf geſtellte Fragen ſteht der dreifache Betrag 
der Steuer als Strafe; auf die Weigerung, als Zeuge 
zu erſcheinen, eine Geldbuße von 20 Pfd. Sterl. ꝛc. 
— In der That aber würde, wenn die mit der Prü⸗ 
fung der Selbſtangaben der Steuerpflichtigen, reſp. 
mit der Ermittelung des Einkommens zu beauftragen⸗ 
den Kommiſſionen und Beamten nicht mit der zur 
Anwendung ſtrenger Mittel nöthigen Vollmacht beklei⸗ 
det werden dürften, das Geſammt-Reſultat der 
Einkommenſteuer nur ſehr ungenügend ausfallen 


und die Durchführung des ihr zum Grunde 
liegenden Prinzips um ſo ſchwieriger werden, 
je höhere Steuerſätze von dem Einkommen der 
Einzelnen zu erheben find, Schon die Rück⸗ 


ſicht gegen diejenigen, welche nach Pflicht und Ge⸗ 
wiſſen ihr Einkommen genau angeben, oder deren Ein⸗ 
kommen ſeiner Natur nach in keiner Weiſe verheim⸗ 
licht werden kann, erfordert ein ſtrenges Einſchätzungs⸗ 
Verfahren, um nicht die niedrigere Belaſtung des Ein⸗ 
kommens in Folge unrichtiger Angaben gewiſſermaßen 
als Prämie für den minder Gewiſſenhaften erſcheinen 
zu laſſen. Nichtsdeſtoweniger ſollen doch auch dieſe 
Befugniſſe von den einzuſetzenden Kommiſſionen ſtets 
mit größter Milde geübt, namentlich ſoll das nähere 
Eindringen in die Vermögens⸗Verhältniſſe überall da, 
wo nicht dringende Umſtände zu dieſem Mittel auffor⸗ 
dern, ganz vermieden und damit der veratorifche Cha⸗ 
rakter des Geſetzes möglichſt gemildert werden. — Mit 
Rückſicht auf den letztgedachten Geſichtspunkt erſchien 
es von vorzüglichem Gewicht, diejenigen Kommiſſionen, 
welchen in Bezug auf die Einkommens = Ermittelung 
eine discretionaire Gewalt anvertraut werden mußte, 
zum größten Theil aus der Mitte derer, welche von 


der Laſt der neuen Steuer getroffen werden, hervorge- ſchaff, 


hen zu laſſen, indem bei der Veranlagung einer Steuer, 
deren geſicherte Erhebung vorzugsweiſe durch das Ver⸗ 
trauen und das bereitwillige Entgegenkommen der Steuer⸗ 
pflichtigen ſelbſt bedingt iſt, auch deren eigene Bethei⸗ 
ligung am beſten geeignet ſein dürfte, die Furcht vor 
Willkürlichkeiten zu befeitigen und auch eine formelle 
Gewähr dafür zu leiſten, daß bei Ermittelung des 
ſteuerbaren Einkommens jede mit der Erreichung des 
Zwecks irgend vertragliche Schonung ſtattfinden werde. 
In dieſer Beziehung wird auch die Mitwirkung der 
Gemeindevertreter und die Theilnahme der zu erwäh⸗ 
lenden ſtändiſchen Organe bei den Einſchaͤtzungs⸗Kom⸗ 
miſſionen die gedachten Garantieen noch verſtärken. — 
Die Beſtimmungen, welche der zweite Abſchnitt des 
Geſetzes, die 55 31 bis 40 inch, umfaſſend, in Betreff 
der Veranlagung und Erhebung der neuen Klaſſenſteuer 
enthält, ſind unter Beſeitigung der in Folge der Kon⸗ 
tingentirung für die Rheinprovinz beſtehenden Verſchie⸗ 
denheiten dem bisherigen Klaſſenſteuer⸗Geſetze, fo weit 
daſſelbe die ſeitherige dritte und vierte Hauptklaſſe be⸗ 
trifft, mit Ausnahme der ſtattgefundenen Vermehrung 
der einzelnen Steuerſtufen, nachgebildet worden. Das 
erwähnte Geſetz hat ſich als ausreichend und praktiſch 
bewährt, und ſchien es daher angemeſſen, die einmal 
an deſſen Handhabung gewöhnten Pflichtigen und Be⸗ 
hörden in dieſer Gewohnheit nicht durch andere Be⸗ 
ſtimmungen, ſo weit ſolche nicht durch die Lage der 
Sache ſelbſt geboten wurden, zu unterbrechen. — Die 


im 9 35 in Vorſchlag gebrachte Vermehrung der ein⸗ 
zelnen Steuerſtufen hat den Zweck, die Veranlagungs⸗ 


Behörden in den Stand zu ſetzen, die betreffenden 
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hierher gehörigen Einwohnerklaſſen iſt der Betrag von 
1 Rthlr. jährlich, um welchen von jetzt ab die einzel⸗ 
nen Stufen ſteigen ſollen, ſchon ein beachtenswerthes 
Objekt. In der Rheinprovinz haben die jetzt allgemein 
vorgeſchlagenen Stufen zum Theil ſchon ſeit einer län⸗ 
geren Reihe von Jahren beſtanden und ſich als zweck⸗ 
entſprechend bewährt, während auch in den übrigen 
Provinzen Anträge auf eine Vermehrung der Steuer⸗ 
ſtufen in den beiden unteren Klaſſen mehrfach hervor⸗ 
getreten ſind. — Eben ſo ſchien es dem Geiſte des 
ganzen Geſetzes zu entſprechen, die Beſtimmung des 
4 ad d des Klaſſenſteuer⸗Geſetzes vom 30. Mai 
1820 für die Zukunft ganz fallen zu laſſen. Bei der 
Einkommenſteuer kann ihrer Natur nach kein Unter⸗ 
ſchied darin gemacht werden, ob der Pflichtige einen 
eigenen Haushalt führt oder nicht. Die neue Klaſſen⸗ 
ſteuer iſt ihrem Sinne nach ebenfalls nur eine Ein⸗ 
kommenſteuer für die minder Wohlhabenden und nur 
deren Veranlagung und Erhebung der leichteren Hand⸗ 
habung des Geſchäfts wegen, einfacheren Formen un⸗ 
terworfen. Es lag daher um ſo weniger Grund vor, 
denjenigen, welcher keinen eigenen Haushalt führt und 
keiner bereits beſteuerten Haushaltung angehört, auch 
ferner nur mit der Hälfte des Haushaltungsſatzes ſei⸗ 
ner Stufe heranzuziehen, als es ihm jedenfalls leich⸗ 
ter als dem Familienvater wird, den ganzen Steuer⸗ 
ſatz ſeiner Stufe zu entrichten, und, wenn in 
einzelnen Fällen bei Handhabung dieſer Beſtimmung 
dennoch eine Härte hervortreten ſollte, die Berück⸗ 
ſichtigung eines ſolchen Falls dadurch leicht erfol⸗ 
gen kann, daß der betreffende Steuerpflichtige we⸗ 
gen der beſonderen, aus ſeinen Verhältniſſen zu ent⸗ 
nehmenden Gründe, zu einer tieferen Stufe, als es 
ohne dieſe Gründe geſchehen ſein würde, veranlagt 
wird. — Dagegen iſt für die unterſte Klaſſenſteuer⸗ 
ſtufe gegen den bisherigen Zuſtand eine Milderung 
dadurch herbeigeführt worden, daß nach § 35 ad b 
des Entwurfs künftig nicht mehr als 24, Sgr. mo⸗ 


natlich für die Haushaltung erhoben werden dürfen, 


während bisher in denjenigen Familien, in welchen 
mehr als zwei Familienglieder über 16 Jahre und 
unter 60 alt vorhanden ſind, davon drei den Satz 
von 1 Sgr. 3 Pf. monatlich entrichten mußten. — 
Wenn es auch zur Zeit nicht zuläſſig erſchien, bedeu⸗ 
tende Abgaben⸗Erlaſſe zu bewilligen, fo durfte doch 
der mit dieſer Ermäßigung verbundene Ausfall, wel⸗ 
cher etwa auf den ſechſten Theil der bisherigen Ein⸗ 
nahme aus der unterſten Stufe anzuſchlagen iſt, nicht 
geſcheut werden, um damit dem ärmſten Theile der 
ſteuerpflichtigen Bevölkerung einige Erleichterung zu 
verſchaffen. — Schließlich darf nicht mit Stillſchwei⸗ 
gen übergangen werden, daß von mehreren Seiten die 
Anſicht geltend gemacht worden iſt, daß es nothwen⸗ 
dig ſei, den größeren Städten die geſetzliche Möglich 
keit einer indirekten Beſteuerung ihrer Einwohnerſchaf⸗⸗ 
ten offen zu laſſen, theils, weil die Schwierigkeiten, 
mit welchen erfahrungsmäßig die Erhebung direkter 
Steuern von den ärmeren Einwohnern ſolcher Städte 
verbunden ſei, ſehr bedeutend ſein würden, theils, weil 
ſchon jetzt die Unmöglichkeit überſehen werden könne, 
in dieſen Städten diejenigen Summen, welche bisher 
aus den Zuſchlägen zur Mahl⸗ und Schlachtſteuer den 
Gemeinde⸗Kaſſen zugefloſſen ſind, neben den übrigen 
ſchon beſtehenden ſehr beträchtlichen Kommunal⸗Abga⸗ 
ben im Wege der direkten Beſteuerung allein zu be⸗ 
affen. — Obwohl das Gewicht der für dieſe An⸗ 
ſicht geltend gemachten Gründe keinesweges verkannt 
werden kann, ſo iſt doch in Betreff der Staatsſteuer 
der allgemeine Grundſatz ſtreng feſtgehalten. Es er⸗ 
ſcheint bedenklich, ſogleich bei Einführung eines neuen 
Geſetzes wiederum Ausnahmen davon für einzelne 
Theile des Ganzen eintreten zu laſſen, und dadurch 
die letzteren vor dem übrigen Lande mehr oder weni⸗ 
ger zu begünſtigen. Es würde dadurch von neuem 
eine Verſchiedenheit in der Beſteuerung zwiſchen Stadt 
und Land hergeſtellt werden, und dieſe, wenn auch 
vielleicht in einem geringeren Maße, leicht diejenigen 
Uebelſtände wieder hervorrufen, welche eben durch das 
vorliegende Geſetz beſeitigt werden ſollen. — Auch er⸗ 
fordert ſchon die jetzige politiſche Geſtaltung des Staa⸗ 
tes, fo wie die bevorſtehende anderweite Organiſation 
des Gemeindeweſens die ſtrikte und gleichmäßige Durch⸗ 
führung des Syſtems der direkten Heranziehung aller 
Staatsbürger zu den Laſten des Staates. — Dage⸗ 
gen iſt für die Nothwendigkelt, den größeren Städten 
erforderlichenfalls die Erhebung einer indirekten Kom⸗ 
munalſteuer zu geſtatten, der Umſtand entſcheidend, 
daß die Aufhebung der Mahl⸗ und chlachtſteuer ſehr 
weſentlich in die Angelegenheiten des ſtädtiſchen Haus⸗ 
halts der größern Städte eingreift und für dieſelben 
der Wegfall des Kommunal⸗Zuſchlags zu dieſer Steuer 
von großer Bedeutung werden muß. — Dieſer Zu⸗ 
ſchlag beträgt in den größeren Städten des Staates 
faſt durchweg 50 Prozent der Hauptſteuer und müßte 
Gortſedung in der Beilage.) 
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Mittwoch den 11 Juli 1840. 


Fortſetzung.) 
nach Aufhebung der letzteren, da er für den Kommu⸗ 


nal⸗Haushalt nicht zu entbehren iſt, in anderer Weiſe 


beſchafft werden. Es iſt hierbei aber zu beachten, daß 
die in den Städten erhobene Mahl⸗ und Schlacht⸗ 
ſteuer nicht von den Einwohnern derſelben allein ge⸗ 
tragen wird, indem ſowohl die Bewohner der Umge⸗ 
bungen als auch die ſtets ſich dort in großer Menge 
aufhaltenden Fremden einen nicht geringen Beitrag 
dazu leiſten. 
her ihrer Kommunal⸗Kaſſe zufloß, kann nur durch eine 
ſtärkere Belaſtung der eigenen Einwohner beſchafft 
werden. Außerdem wird auch der Vortheil künftig 
fortfallen, welcher für die ſtädtiſche Verwaltung darin 
liegt, daß die Erhebung der Mahl: und Schlachtſteuer 
durch Staatsbeamte erfolgt, von denen die Kämmerei⸗ 
Kaſſen ihren Antheil ohne beſondere Mühwaltung und 
Koſten beziehen. — Die größeren Städte erliegen aber 
ſchon jetzt faſt unter der Laſt der an ſie geſtellten For⸗ 
derungen im Kommunal⸗Intereſſe und werden in der 
nächſten Zeit noch größere Laſten in dieſer Beziehung 
zu übernehmen haben. — Selbſt dasjenige Land, in 
welchem das direkte Steuerweſen die größte Ausbil: 
dung und Gleichförmigkeit erlangt hat, — Frankreich 
— bat die indirekte Beſteuerung des ſtädtiſchen Ver⸗ 
brauchs, den Oktroi, nicht entbehren können und es 
geſtatten müſſen, daß in den Städten ein Theil des 
Kommunalbedarfs auf dieſem Wege beſchafft werde. 
— Die Nothwendigkeit, auch in unſerem Staate dies 
ſes Auskunftsmittel durch die Geſetze nicht abzuſchnei⸗ 
den, wird ſehr bald hervortreten. — Ein Nachtheil 
für das Ganze durch ein Nachgeben hierin wird auch 
um ſo weniger zu befürchten ſein, als vor Ertheilung 
der jedenfalls voczubehaltenden Staats⸗Genehmigung 


zu einer derartigen Verbrauchs⸗Beſteuerung jedesmal 
die für die Nothwendigkeit ſprechenden Gründe ſorg⸗ 
fältig geprüft werden müſſen und nur ſolche Gegen⸗ 
ſtände mit Verbrauchsſteuer belaſtet werden dürfen, 
deren Beſteuerung in keiner Weiſe drückend iſt und in 
Bezug auf welche die Kontrole je nach den örtlichen 
Verhältniſſen in einer nicht überläſtigen Weiſe geübt 
werden kann. — Der vorliegende Gefeg:Entwurf 
konnte indeſſen eine Beſtimmung hierüber, da dieſelbe 
mit ſeiner eigentlichen Tendenz in keinem unmittelba⸗ 
ren Zuſammenhange ſtehen würde, nicht treffen; viel⸗ 
mehr wird dieſer Gegenſtand anderweit erörtert und geſetzlich 
geordnet werden müſſen. — Unerwähnt durfte dieſer 
Punkt aber hier nicht bleiben, weil gerade die bezeich⸗ 
neten Gründe gegen den Geſetz-Vorſchlag überhaupt 
werden geltend gemacht werden, und namentlich die 
größeren Städte, wofür auch die Abſtimmungen auf 
dem erſten vereinigten Landtage Zeugniß geben, es mit 
wenigen Ausnahmen in ihrem Intereſſe finden dürf⸗ 
ten, von vornherein gegen jede Veränderung der ber 
ſtehenden Steuerform ſich zu erklären. 


C. C. Berlin, 7. Juli. [Unwahrheiten der 
öſterreichiſchen Preſſe.] Der öſterreichiſche Lloyd 
läßt ſich aus Frankfurt a. M. unterm 26. Juni 
ſchreiben, Sachſen und Hannover ſchwanken 
bereits und man könne hoffen, daß ſie ſich von dem 
preuß. Bündniſſe bald gunz losſagen würden. Für die 
Sache der Großdeutſchen ſei es von nicht geringer 
Bedeutung, daß die Bundestruppen mit General von 
Peucker dadurch, daß ſie durch den Odenwald und 
dann den Neckar hinab operirten, dem preuß. Corps 
unter dem Grafen v. d. Gröben einen Vorſprung 


häuſel aber haben bekanntlich die preuß. Truppen unter öſterreichiſcher Prinz iſt, ſchon nach dem Obigen keiner 
General v. Hannecken und v. Brun geſchlagen. weiteren Erörterung. Aber wir ſind auch der Meinung, 
Es hat kein Mann heſſiſcher oder baieriſcher Trup⸗ daß die andere Alternative preußiſcher Seits ganz von 
pen an dem Gefechte Theil genommen, da die baieri⸗ der Hand gewieſen werden muß. Die Unzulänglichkeit 
ſchen Truppen den Rhein bei Germersheim nicht über⸗ des alten deutſchen Bundes für die Erreichung einer 
ſchritten haben, und das ganze heſſiſche Contingent großen, wahrhaft nationalen Politik iſt ſo allſeitig an⸗ 


Der Erſatz für letzteren, ſo weit er bis⸗ 


ſich zur Zeit des Gefechts unter dem General von 
Peucker in der Gegend von Zwingenberg befand, alſo 
anf dem ganz entgegengeſetzten Flügel der operirenden 
Corps und circa 8 Meilen von Waghäuſel entfernt. 
Wir ſind nun begierig zu vernehmen, durch welche 
Entftellungen und Lügen man fernerhin in Frankfurt 
und in Wien verſuchen wird, die Sache der Groß⸗ 
deutſchen zu ſtützen. 

C. C. Berlin, 9. Juli. (Die Abreiſe des 
Erzherzog Reichsverweſers von Frank⸗ 
furt a. M.] wird von der geſammten Preſſe als ein 
Gegenſtand behandelt, der beſondere Aufmerkſamkeit 
verdient. Bald deutete die Art feiner Abreiſe darauf 


erkannt, daß die große Bewegung im März v. J. darin 
nicht allein ihre Erklärung, ſondern zugleich auch ihre 
ſittliche Bedeutung zu ſuchen hat. Die Nationalver⸗ 
ſammlung in Frankfurt trat zu der ſchönen Aufgabe 
zuſammen, für die Erreichung einer ſolchen wahrhaft 
nationalen Politik fortan ein neues Organ zu ſchaffen 
und dem deutſchen Bunde eine neue lebensvolle Glie⸗ 
derung zu geben. Die Erbſchaft der nicht ohne eigene 
Schuld zu Grabe getragenen Nationalverſammlung hat 
Preußen übernommen und ſie dem deutſchen Volke 
und den deutſchen Regierungen in verändeter, verbeſſer⸗ 
ter Geſtalt zur Annahme vorgelegt. Aller Zwiſt, alle 
Differenzen in Deutſchland exiſtiren im gegenwärtigen 


hin, daß et nicht wiederzukehren gedenke, bald wollen Augenblicke um die Annahme dieſer Verfaſſung. Preu⸗ 
gut unterrichtete Quellen das Gegentheil verſichern. ßen muß deshalb im gegenwärtigen Augenblicke, das 
Selbſt in der öſterreichiſchen Preſſe ſprechen ſich über iſt es Deutſchland ſchuldig, Alles daran ſetzen, daß 
die jetzige Aufgabe und die mögliche Stellung des die von ihm offerirte Verfaſſung auch lebendig und 
Reichsverweſers die Anſichten keineswegs übereinſtim⸗ wirkſam werde und Zurechtbeſtändigkeit erlange. Preu⸗ 
mend aus. Während die Einen in ihm den einzigen ßen erweiſt damit Deutſchland den größten, den wich⸗ 
| feften Mittelpunkt erkennen, welcher von dem Dafein | tigften Dienſt, weil nichts in dieſem Augenblicke fo 
des noch nicht gelöſten deutſchen Bundes Zeugniß | fehmerzlih empfunden wird, als das Interregnum in 


gebe, und deßhalb der Meinung ſind, daß unter keinen 
Umſtänden dieſe Poſition aufgegeben werden dürfe, 
ſuchen die Andern ſich bereits mit dem Gedanken ver⸗ 
traut zu machen, daß ſeine Rückkehr nach Frankfurt 
bei der gegenwärtigen Lage der Dinge wohl eine zweck⸗ 
loſe ſein möchte. Für die preußiſche Regierung haben 
augenſcheinlich alle dieſe Fragen wenig praktiſche Be⸗ 
deutung. 
der Erzherzog Johann ſeinen Aufenthalt in Frankfurt 
| Fortzufegen Neigung empfindet, oder ob er einer Aen⸗ 
derung ſeines gegenwärtigen Wohnortes den Vorzug 
giebt. Sie wied ihm ſicherlich niemals die Anerkennung 
verſagen, daß er mit aufopferndem Muthe zur Zeit 
großer Gefahren am rechten Orte ausgehalten, und 
der deutſchen Nation in der Zeit trüber Wirren einen 
großen, einen dankenswerthen Dienſt geleiſtet hat. 
Alen, nachdem mit der Veranlaſſung ſeiner Wahl, 
d. h. mit der Exiſtenz einer Verſammlung, auf welche 
der legislative Theil der Macht des ehemaligen Bun⸗ 
destages übergegangen war, und welche daher neben 
ſich auch einen ſichtbaren Träger der exekutiven Ge⸗ 
walt als nothwendig erſcheinen laſſen mußte, — auch 
der Anlaß zur Fortdauer dieſer ſo geſchaffenen Central⸗ 
gewalt wieder gehoben iſt, — kann es für die preußi⸗ 
ſche Regierung unmöglich einen anderen Standpunkt 
geben, als die etwa fortgeſetzte Exiſtenz einer offenbar 
nur mit ſehr einſeitigen Funktionen ausgerüſteten Ge⸗ 
walt zu ignoriren, deren Handhabung nach dem Ge: 
ſetz, auf welchem ihre rechtliche Exiſtenz baſirt, ohne: 
hin nur durch verantwortliche Miniſter geübt werden 
kann, für welche die Macht, welcher gegenüber dieſe 
Verantwortlichkeit gilt, nicht mehr vorhanden iſt, und 
auch gar nicht mehr erſetzt werden kann. Wir finden 
es daher auch ganz begreiflich, wenn die preußiſche 
Regierung die Fortdauer des Verhältniſſes ihres bis⸗ 
herigen Bevollmächtigten bei der Centralgewalt für 
überflüſſig erklärt hat, und in ihren ſonſtigen Maßre⸗ 
geln unabhängig von dieſer Centralgewalt, ihre Ent⸗ 
ſchließungen lediglich nach ihrem beſten Ermeſſen faßt, 


j 


abgewonnen, und ebenfo, daß daß Gefecht bei Wag⸗ wenn ſolche fonft nur den Zwecken und den Grund: 
bäufel, wo die Preußen zweimal zurückgedrängt wor⸗ lagen nicht entgegen ſind, auf welchen der alte deutſche 
den, erſt durch den Zuzug der Baiern und Heſſen fieg: | Bund von 1815 beſteht. Denn daß mit den Zwecken 
reich beendet werden konnte. — Die hier ange- dieſes, alle deutſchen Staaten umfaſſenden Bundes 


führten Fakta gehören zu den Unwahrhei⸗ 
ten, welche man im öſterreichiſchen Intereſſe 
auf alle Weiſe bemüht iſt, von Frankfurt 
aus in die Welt zu ſchicken. Daß es ſich hierbei 
um abſichtliche Entſtellung der Wahrheit han⸗ 


delt, iſt keinen Augenblick zu bezweifeln, da man in 


Frankfurt am 29. Jun von den Ereigniſſen, welche 
ſich unterm 21. und 22. Juni bei Waghäusel und 
Sinsheim zugetragen hatten, vonftändig in Kenntniß 
ſein mußte. Leider hat die ſonſt geſchickte Opperation 
des General von Peucker nicht dazu geführt, daß die 
Bundestruppen dem preuß. Corps einen Vorſprung 
abgewonnen hätten. Der General v. Peucker ift näm⸗ 
lich durch die Schwierigkeit der Märſche im Gebirge 
ſo aufgehalten worden, daß er am 22. zu fpät nach 
Sinsheim kam, daß er ebenſo am 24. bei Bruch⸗ 
fat und am 28. bei Durlach nicht mehr an den 
durch die Preußen bereits entſchiedenen Gefechten Theil 
nehmen konnte. Daſſelbe Geſchick hatte ihn zum 
Nachtheil der großdeutſchen Sache auch am 30. Juni 
in den Gefechten an der Murg getroffen; er erreichte 
Oos erſt mit der Spitze ſeiner Avantgarde, als die 
Preußen ihre Gegner bereits geſchlagen und die Ueber 
gange über die Murg erobert hatten. — Bei Wag⸗ 


auch die materiellen Verpflichtungen ſeiner Mitglieder 
in dem Sinne der früheren Stipulationen noch fort⸗ 
dauern, ſo lange dieſer Bund nicht ausdrücklich für 
aufgelöſt erklärt, oder durch eine andere fundamentale 
Organiſation erſetzt worden iſt, darüber wird unter den 
einzelnen deutſchen Regierungen wohl kein Zweifel ob⸗ 
walten. — Eine Differenz könnte in dieſer Beziehung 
nur darüber entſtehen, ob, wenn die Fortexiſtenz des 
alten Bundes von 1815 zugeſtanden wird, nicht eine 
Verpflichtung für die einzelnen Bundesglieder obwaltet, 
auch wieder ein Organ zu ſchaffen, durch welches der 
alte Bund ſeine Wirkſamkeit äußert, und an welchem 
fein Fortbeſtehen auch äußerlich erkennbar iſt. Dieß 
iſt namentlich das Verlangen Oeſterreichs gegen 
Preußen, an welches, wie verlautet, die Ans 
muthung geſtellt wird, entweder in die Per⸗ 
ſon des Erzherzog Reichsverweſers auch die den alten 
Bund repräſentirende Centralgewalt anzuerkennen oder 
ſchleunigſt für die Bildung einer neuen Centralgewalt 
etwa in Form des bisherigen Bundestages Sorge zu 
tragen oder dazu mitzuwirken. Daß die erſte Alter⸗ 
native ganz unzuläſſig iſt und daher von Preußen un⸗ 
ter keinen Umſtänden zugegeben werden kann, bedarf, 
ganz abgeſehen davon, daß der Erzherzog Johann ein 


Es kann ihr ziemlich gleichgültig ſein, ob | Befriedigung erhielte. 


der Leiſtung der gemeinſamen deutſchen Angelegenhei⸗ 
ten, und nichts ſo klar zu Tage liegt, als das Be⸗ 
dürfniß einer neuen Bundesgewalt. Offenbar aber 
würde Preußen ſeiner Aufgabe untreu werden, wollte 
es die Hand dazu bieten, daß dieſes Bedürfniß, wenn 
auch nur proviſoriſch, auf eine andere Weiſe und in 
einer andern als der von ihm vorgelegten Form ſeine 
Denn es liegt auf der Hand, 
und es darf nicht beſonders hervorgehoben werden, daß, 
iſt eine neue Bundesgewalt nach einem andern Muſter 
erſt wieder in das Leben gerufen und dadurch das ob⸗ 
waltende Bedürfniß einer gemeinſamen Leiſtung, wenn 
auch für die Dauer unzureichend, doch für den Augen⸗ 
blick gedeckt, der werdenden Schöpfung des deutſchen 
Bundesſtaates, wie er von der deutſchen Nationalver⸗ 
ſammlung beſchloſſen iſt, und von Preußen weiter aus⸗ 
geführt werden ſoll, dadurch die weſentlichſte und wirk⸗ 
ſamſte Lebensluft zu ihrem Gedeihen und zu ihrer Ent⸗ 
wickelung wieder entzogen wird. — Dies erkennt Oeſter⸗ 
reich auch ſehr wohl, und deshalb gerade iſt ſein Be⸗ 
mühen ſo angelegentlich darauf gerichtet, Preußen zu⸗ 
nächſt zur Bildung einer neuen Bundesgewalt auf dem 
Grunde der Verträge von 1815 zu bewegen. Preu⸗ 
ßen wird ſich daher vor dieſer Falle ſehr zu hüten 
aben. 0 1 
: A. Z. C. Berlin, 9. Juli. [Wahlagitationen. 
Truppenmärſche. Die Diplomaten. Diszi⸗ 
plinargeſetz für ſtädtiſche Beamte.] Man er⸗ 
blickt heut Morgen an allen Straßenecken die Anfchläge 
des Magiſtrats, welche die einzelnen Bezirke benachrich⸗ 
tigt, wie ſie ihre Urwähler⸗Liſten, deren allgemeine Ein⸗ 
ſicht bereits auf dem Magiſtrats⸗Lokale ſtattgefunden 
hat, ſpezieller revidiren können. Dieſelben werden an 
allen Orten eifrig ſtudirt. Gleichzeitig beginnen nun 
auch immer lebhafter die Wahlagitationen. „Der 
Ausſchuß des conſervativ⸗konſtitutionellen Centralver⸗ 
eins“ hat ein Cirkulär an die Vorſitzenden der conſer⸗ 
vativ⸗conſtitutionellen Kreisvereine erlaſſen, worin er alle 
noch fehlende Bezirke zur Bildung von Vereinen im 
Sinne feiner Partei dringend auffordert und dazu die 
weitere Organiſation an die Hand giebt, Dem gegen⸗ 
über publizirt „das Comité der Volkspartei Berlins“ 
die Beſchlüſſe der demokrattſchen Kongreſſe zu Köthen, 
Frankfurt und Königsberg, auf welchen man ſich be⸗ 
kanntlich überall für das Nichtwählen ausſprach, wobei 
die Aufforderung hinzugefügt wird, auch in Berlin in 
dieſem Sinne zu operiren. Ueber die Art der Ausfüh⸗ 
rung dieſes Beſchluſſes ſcheint man indeß bier noch 
nicht einig zu ſein; wenigſtens ſtehen desfallſige wei⸗ 
tere Berathungen in Ausſicht. — Das mobile Ar⸗ 
meekorps, welches gegenwärtig unter dem Kommando 
des General v. Grabow bei Erfurt zuſammengezo⸗ 
gen wird, ſoll gegen 12,000 Mann ſtark werdengund 
72 Geſchütze erhalten. Die dazu beſtimmten Truppen 
legen diesmal, Behufs der Zuſammenziehung ihre 
Märfche nicht mittelſt der Eiſenbahn, ſondern zu Fuß 
zurück, weil vorläufig im Verzuge keine Gefahr iſt, 
und dadurch weit weniger Geldkoſten verurſacht wer⸗ 
den. Die Zuſammenziehung dieſes Armeekorps fol, 
wie man hört, nur bezwecken, die Aufrechthaltung der 
Ruhe und Ordnung im Sachſen⸗ und Thüringer 
Lande mehr Nachdruck zu geben. — Das geſtern er⸗ 
wähnte zunächſt nach Halle dirigirte Bataillon vom 
18. Regiment wird zu dieſem Armeekorps ſtoßen; 
eben ſo eine aus Stralſund hier eingetroffene Abthei⸗ 
lung der 2. Attillerie⸗Brigade. Dieſelde iſt heute Mor⸗ 
gen mit einem bedeutenden Transport Pulverwagen 


nter Eskorte einer Kompagnie des 2. Garde⸗Regi⸗ 
ments nach Potsdam abmarſchirt und wird von dort 
nach Erfurt weiter gehen, Eine andere Abtheilung 
der 2. Artillerie⸗Brigade wird morgen von Kolberg 
hier erwartet und ebenfalls jenen Weg * 
Geſtern Nachmittag um 5 Uhr, traf eine Kompag⸗ 
nie Sachſen auf der Hamburger Eiſenbahn von 
Schleswig⸗Holſtein hier ein und wurde von einer gro⸗ 
ßen Volksmenge auf dem Bahnhofe empfangen. Die 
Hautbeiſten des Kaifer Alexander⸗Grenadier⸗Regiments 
ihnen mit voller Muſik durch die Stadt bis zur 
Jeruſalemer Kitche das Geleite. Von hier wurden dieſelben 
in die Quattiete geführt und find heute früh nach ihrer hei⸗ 
miſchen Garniſon zurückgekehrt. Der Platzmafer 
Oberſtlieutenant Mohrenderg empfing fie auf dem 
Bahnhof. Man ſagt, daß dieſe ſächſiſchen Truppen 
in ihrer Heimath ebenfalls zum Einüben von Reb cu⸗ 
ten beſtimmt find. — Die Mitglieder des di⸗ 
plomatiſchen Korps, welche zur Sommerzeit Er⸗ 
holungsreiſen anzutreten pflegten, ſcheinen diesmal 
alle hier auf ihren Poſten zu dleiden. Es fell ihnen 
dies unter den jetzigen bedeutungsvollen Ereigniffen 
von ihren reſp. Regierungen befonders zur Pflicht ge: 
macht worden ſein. Einige haben daher bereits Som⸗ 
merwohnungen bezogen, wie z. B. der neue amerika⸗ 
niſche Geſandte Mr. Hannegan, der auf dem Kreuz⸗ 
berge wohnt. — Das bereits mehrfach erwähnte 
Disciplinar-Geſetz für die ſtädtiſchen Be⸗ 
amten iſt nunmehr vollendet und wird nicht länger 
auf ſich warten laſſen, als erforderlich iſt, um dafs 
ſelbe ſeinen Weg durch die Miniſterien nehmen zu 
laſſen. Wir können daraus ſo viel mittheilen, daß es 
jedem ſtädtiſchen Beamten unbenommen ſein ſoll, eine 
politiſche Anſicht zu haben und zu entwickeln, wo und 
wie ihm beliebt, daß jedoch alle Beſchlüſſe, welche vom 
Magiſtrat oder den Stadtverordneten ausgehen und 
nicht das Gemeindeweſen betreffen, ſondern auf das 
Feld der Politica hinüberſchweifen, gleichviel, ob es 
Maſoritäts⸗ oder Minoritätsbeſchlüſſe ſind, eine Dis⸗ 
zipl inarunterſuchung nach ſich ziehen ſollen, welche höchſt 
empfindliche Strafen zur Folge haben kann. 

C. B. [Die Gutachten der Konſiſtorien und 
theologiſchen Fakultäten,] welche das Miniſte⸗ 
rium in Betreff der kirchlichen Verfaſſungsfrage einge⸗ 
fordert hat, follen zum großen Theil bereits eingegan⸗ 
gen ſein und ſich überwiegend gegen die Berufung einer 
Generalſynode ausgeſprochen haben. Eine ſolche würde 
auch aus anderen Gründen ſchwerlich zu Stande kom⸗ 
men. Die Unionsvereine, welche durch ihr Central⸗ 
comite in einer beſonderen Denkſchrift die Berufung 
einer Synode zur Durchführung des Art. 12 der Ver⸗ 
faſſung vom 5. Dezember v. J. für unerläßlich halten, 
verſtehen unter der in der Verfaſſung bezeichneten 
„evangeliſchen Kirche“ die „Landeskirche“, wie die unic⸗ 
ten proteſtantiſchen Gemeinden des preußiſchen Staats⸗ 
gebiets bisher genannt zu werden pflegten. Tritt man 
ſchon durch dieſe Auffaſſung einer Einigung entgegen, 
ſo wird eine ſolche von anderer Seite dadurch er⸗ 
ſchwert, daß die cheiniſche und weſtfäliſche Provinzial⸗ 
ſynode die Anerkennung der noch fortdauernden Gül⸗ 
tigkeit der reformatoriſchen Bekenntnißſchriften fordert. 

Mänſter, 6. Juli. [Temme.] Der des Hoch⸗ 
verraths angeklagte und auf Requiſition des Staats⸗ 
Anwalts verhaftete Appellationsgerichts⸗Direktor Temme 
hat geſtern bereits ſein erſtes Verhör beſtanden; ſeine 
Feſtnehmung wurde ihm übrigens gleich bei ſeiner An⸗ 
kunft auf dem Bahnhoſe angekündigt, in Folge deſſen 
er ſich in Begleitung eines Freundes in aller Stille 
nach dem hieſigen Zuchthauſe begab und ſich dort als 
Gefangener ſtellte. (D. Ref.) 

* Poſen, 6. Juli. [Wahl⸗ Angelegenheit.] 
Trotz des jetzt auf alle, den Verein für König und 
Vaterland ausgenommen, mit aller Strenge ausge⸗ 
dehnten Belagerungsſtandes, der keine Vorverſammlun⸗ 
gen duldet, hat man ſich dennoch über das Verhalten 
bei der bevorſtehenden Wahl der Deputirten zur zwei⸗ 
ten Kammer zu verſtändigen gewußt, indem man in 
kleineren Verſammlungen die Sache beſprach und die 
gefaßten Beſchluͤſſe dann mündlich unter die Anhänger 


jeder Partei verbreitete und für ihre Befolgung warb. h 


Wie die Sache im Augenblick liegt, wird — wenn 
nicht die gegenfeitige Eiferſucht der Nationalitäten noch 
eine Aenderung der Beſchlüſſe hervorbringt — unter 
den Deutſchen nur die Partei des Vereins für König 
und Vaterland und der deutſchen Verbrüderung zur 
Wahl ſchreiten; ihre Partei ift der der liberal⸗konſti⸗ 
tutionell Geſinnten und der Demokraten zuſammen 
ohngefähr gleich. Die beiden letzteren dagegen, die 
— in ihren Prinzipien ſich wenig nur unterſchei⸗ 
den, da die Demokraten Über eine konſtitutionelle Res 
gierung nicht hinausgehen, haben beſchloſſen, zwar in 
den Wahlterminen zu erſcheinen, jedoch nicht zu waͤh⸗ 
len; ein großer Theil von ihnen würde ſich aber dann 
an den Wahlen betheiligen, wenn die reaktionäre Partei 
Ausſicht zum Siege über die Polen hätte, und dann 
würden fie für die polniſchen Kandidaten ſtimmen. 
Unter den Polen endlich find wieder gleichfalls zwel 
Parteien. Die ariſtokratiſchen Mitglieder in der Gens 
traldirektion der Lig a, die in Poſen ihren Sitz hat, 
hat in dieſer den Beſchluß durchgeſetzt: zu wählen, 
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und die ihnen anhängende Partei wird daher jedenfalls 
zur Wahl ſchreiten, da dieſer Beſchluß durch die Kreis⸗ 
Direktionen bekannt gemacht iſt; allein hier in Poſen 
wenigſtens iſt die Demokratie unter den Polen vor⸗ 
zugsweiſe bis in ihre 


und dieſer Theil wird nicht wählen. Dieſe Spaltung 


unter beiden Nationalitäten läßt es jetzt noch ſehr zwei⸗ 
felhaft, auf welcher Seite bei den Wahlen die Majo 
rität fein wird, da man die Stärke det auf beiden 


Seiten wählenden ſchwer berechnen kann, jedenfalls 


aber wird die Regierung mit dem Ausfall der Wahlen 
zufrieden ſein können, denn unter allen Umſtänden iſt 
nur der Fall allein zu fürchten, daß die aus der Wahl⸗ 
Urne hervorgehenden Deputitten miniſterieller find als 
das Miniſterium ſelbſt. — So ſteht, wie geſagt, die 
Wahlangelegenheit jetzt, was bis zum 17ten noch ge⸗ 
ſchehen kann, liegt bei dem Schwanken aller Parteien 
allerdings außer jeder Berechnung. 

Hofer, 7. Juli. [Die Demarkation.] Die 
Vorarbeiten zu der am 1. Oktober d. J. beſtimmt 
in's Leben tretenden Demarkation ſind vor Kurzem 
von unſerer Regierung beendet und liegen dem Mini⸗ 
ſterio zur Entſcheidung vor. Für die Folge würde 
Poſen ſelbſt den Sitz der Regierung verlieren; denn 
die Verwaltung des an Schleſien fallenden, deutſchen 
Theils der Provinz ſoll von Liegnitz nach Groß⸗Glo⸗ 
gau, die des an Weſtpreußen zuzutheilenden Theils 
von Marienwerder nach Thorn verlegt werden, und 
fuͤr den dritten, an die Mark fallenden Theil würde 
die Regierung in Frankfurt verbleiben. Sonach wird 
Poſen außerordentlich verlieren und von der Höhe einer 
großen, blühenden Provinzial⸗Hauptſtadt zu einem lee⸗ 
ren Steinhaufen einer bloßen Kreisſtadt herabſinken; 
denn nicht allein die Verſetzung der Beamten wird 
den Grundbeſitzern einen großen Ausfall in der Ein⸗ 
nahme herbeiführen, ſondern auch das Marien⸗Gym⸗ 
naſium mit feinem meiſt polniſchen Schülern wird ein⸗ 
gehen und muthmaßlich in dem der Reorganiſation 


unterworfenen Theil nach Gneſen verlegt werden; 
ebenfo wird Handel und Verkehr finken, weil die pol⸗ 


niſchen Bewohner in dem demarkirten Theile ihre 
Käufe und Verkäufe abmachen und ſich namentlich 
auf ihre Nation beſchränken werden, weshalb man 
denn auch immer ernſtlicher auf die Erweiterung des 
polniſchen Bürgerſtandes hinwirkt, und was bleibt 
dann für Poſen noch übrig? — Nichts weiter, als 
ein großer Häuſerkomplex! (Konftit. 3.) 
U Krotoſchin, 8. Juli. Die Wahlangelegenhei⸗ 


ten treten hier wie überall nun in den Vordergrund. 
Die deutſche demokratiſch⸗ konſtitutionelle Partei war 
hier ebenfalls emtfchlöffen, ſich bei den bevorſtehenden 


Wahlen nicht zu betheiligen. Seitdem aber die Liga‘ Pols⸗ 
ka, — be 5 uns an den Wahlen entſchieden 
ausgeſprochen und es jedem Polen der Provinz Poſen zur 
heiligen Pflicht gemacht, zu wählen, iſt auch der Ent⸗ 
ſchluß gedachter Partei ziemlich ſchwankend geworden. 
— Woran es hier aber fühlbar mangelt, die Wahl⸗ 
angelegenheiten zu beſprechen und von einem Vereins⸗ 
punkt aus zu wirken und zu leiten, iſt ein deutſcher 
Verein, der zur Zeit der Wahl der National ⸗Ver⸗ 
ſammlung und nachher zur Wahl der Kammern beſtan⸗ 
den und Gutes geleiſtet, der aber im Februar d. J. 
rein aus Kaprice aufgelöſt wurde. 

# Schrimm, 9. Juli. [Thatſächliche Wider⸗ 
ſetzlichkeit gegen Abgeordnete der Obrigkeit.] 
Am 6. d. M. Nachmittags ereignete ſich in der Stadt 
Xions, hieſigen Kreiſes, ein bedauerlicher Auftritt, wel⸗ 
cher recht deutlich zeigt, wie ſehr die Beamten und 
Behörden in mehreren von Militär entblößten Städ⸗ 


ten hieſiger Provinz den nöthigen Schutz entbehren, Eng 


und bei dem beſten Willen nicht immer im Stande 
find, Ruhe unv Ordnung aufrecht zu erhalten. — 
Ein polniſcher Schiffer oder Flößer ſuchte einen deut⸗ 
ſchen Bürger der Stadt Xions dadurch zu reizen, daß 


mit demſelben ins Handgemenge, welches ſo beſtig 
wurde, daß man den am Orte ſtationirten Ge 725 
men zu Hülfe rufen mußte. Dieſer erſchſen gleich zei 

tig mit dem Stadtwachtmeiſter, ſuchte die ME Schla⸗ 


zum Bürgermeiſter zu folgen. Der Schiff 
ſich jedoch hartnäckig, dies zu thun, und ſagte, er habe 
eben ſo wenig Furcht vor dem Bürgermeiſter als dem 
Gensd'armen, es ſei jetzt wieder polnſſche Zeit, wo 
Niemand etwas zu befehlen babe. Der Gendarm 
forderte hierauf den Stadtwachtmeiſter auf, den Wider⸗ 
ſetzlichen ins Polizeibureau zu führen, was dieſer auch 
ausführen wollte, von dem Schiffer aber ſogleich am 
Kragen gefaßt, niedergeworfen und geſchlagen wurde. 
Der Gensd'arm legte nun ſelbſt Hand an den Schif⸗ 


den Schif⸗ S 


dürfte den letzten Reſt der fanatifi 


fer, um ihn mit Gewalt ins Polizeibureau zu führen, 
dieſer wurde aber, da ſich indeſſen mehrere polniſche 
Arbeiter ꝛc. zu ſeiner Vertheidigung zuſammengerottet 
hatten, ſo weit erdreiſtet, daß er ſich auch dem 


N widerſetzte, Kragen faßte 
und ſchlug. Dem Gensd'armen blieb nun nichts wei⸗ 


ter übrig, als ſeinen Säbel zu ziehen, womit er dem 
Schiffer einen Hieb über den Kopf gab, worauf letz⸗ 
terer — obgleich nicht ſchwer verletzt — zur Erde fiel 
mit dem Rufe: „Brüder, es iſt polniſches Blut ge⸗ 
floſſen, helft mir.“ — Die wüthende Menge ſtürzte 
nun über den Gensd' armen, mißhandelte ihn und ent⸗ 
riß ihm den Säbel, welcher zerbrochen wurde. — Den 
Gensd'armen trifft bei dieſem Vorfall keine Schuld, 
er hat feine Pflicht gethan und von feiner Waffe erſt 
dann Gebrauch gemacht, als dies durch die Nothwen⸗ 
digkeit geboten und er perſönlich angegriffen war. — 
Vielleicht wäre es dem Bürgermeiſter Hannig, welcher 
zufällig abweſend und durch den königlichen Diſtrikts⸗ 
Kommiffarius vertreten war, möglich geweſen, durch 
gütliche Vorſtellung und Belehrung die wüthende 
Menge zu befänftigen, wie es derſelde am 31. April 
d. bei der Todtenmeſſe der im vorigen Jahre gefalle⸗ 
nen Infurgenten gethan. — Auch an dieſem Tage 
drohte ein bedenklicher Aufſtand, und nur durch die 
umſicht und durch perſönliches Bitten und Belehrung 
gelang es der Mühe des genannten Bürgermeiſters, 
welcher alle Anerkennung verdient, einem Exzeß vorzu⸗ 
beugen. Es ſtellt ſich indeß die Nothwendigkeit her⸗ 
aus, alle Städte des Großherzogthums Poſen mit 
einer wenn auch nur geringen militäriſchen Beſatzung 
zu verſehen; dadurch würde Uebergriffen und Exzeſſen, 
welche jetzt fo häufig vorkommen, vorgebeugt werden. 

Es geht uns folgende Erklärung zu: „Aus Nr. 147 der 
Pofener Zeitung hatten Sie eine Korreſpondenz „Miesz⸗ 
kow, 26. Juni“, aufgenommen, die meinen Auftritt mit dem 
Volke auf dem Jahrmarkte zu Mieszkow betraf. Ich kann 
Sie verſichern, daß jener Bericht großen Theils unwahr iſt; 
da ich nämlich von der Arretirung des wegen Falſchmünzerei, 
Straßenraub und Diebereien mehrfach beſtraften Anton 
Welz aus Wilkowya nur deshalb abſtand, weil er ſich mir 
widerſetzte, ſich flügend auf eine Bande von wenigſtens 200 
Leuten. Alle Punkte, daß man mich ins Büreau führte, 
zu Wagen nach Haufe brachte, find gemeine Tü,en, und 
habe ich bereits den Einſender zur Unterſuchung gezogen. 
— Neuſtadt W., den 7. Juli 1849. Adamsk, allein 
hier ſtationirter Gens darm. 


Deut ſch land. 
Operationen in Baden. 
Berlin, 9. Jul. Bom Kriegs ſchauplatz in Baden 
ſind folgende neueſte Nachrichten eingegangen: 
ptauartier Freiburg, 7. Juli. Heute 
Mittag u Uhr hat Se. königl. Hoheit der 
Prinz von Preußen an der Spitze der Divifion 
Nieſewand den Einzug in Freiburg gehalten; 
der Empfang auf Seiten der Einwohner war ein 
feſtlicher, und auf vielen Geſichtern las man 
wahrhafte Freude. Eine größere Abtheilung 
badener Truppen, beſtehend aus Jufanterie, 
Kavallerie und © Geſchützen, iſt, nach vorher 
angekündigter Unterwerfung, heute früh vom 
General Webern entwaffnet und unter Be⸗ 
deckung nach Karlsruhe abgeführt worden. Die 
übrigen Inſurgenten⸗Korps haben ihre feſten 
Stellungen in den Gebirgspäſſen um Freiburg 
herum aufgegeben und ſind mit der noch vor⸗ 
handenen Artillerie theils in der Richtung nach 
der Schweiz, theils nach Würtemberg zu abmar⸗ 
ſchirt. Die Letzteren Fe 575 5 
von efa Nn * Y „proviſo⸗ 
al Ken e F 
en im Seekreis⸗ Das Befinden beider Prinzen 
läßt ehen ſo wenig ai wünſchen übrig, wie die friſche 
und kräftige Haltung der Truppen. (St.⸗Anz.) 
Ueber die Beſchleßung von Raſtatt meldet die 
„Deutſche Re orm? Folgendes RR Berlin 7 9. Juli. 
D 15 Mittheilung erhalten wir folgende 
ach richt vom Kriegsſchauplas in 
Die Beſchieſſung von Naſtatt hat am 
di, begonnen. Die glühenden Kugeln ha⸗ 
b gezündet und bedeutenden Brand in der 
Stadt hervorgebracht. Das Feuer aus den Ge⸗ 
ſchützen hat etwa 1 ½ Stunde gedauert, und 
wurde von der Feſtung lebhaft erwiedert. 
Karlsruhe, 5. Juli. [Wichtige Papier el. St 
Mannheim hat man ſehr wichtige Papiere über die 
Abſichten unſerer Rothen aufgefunden. Der ganze 


. Feldzugsplan von Mieroslawski fand ſich in einer 


Mappe von Trütſchler; eben fo enthielt fit deſſen 
Korreſpondenz mit der ſogenannten Re ntſchaft in 

tuttgart, wobei Vogt ſehr ſtark komp 1 0170 ſein 
fol. Ein anderes Aktenftüc enthält Jag Arilefeften, 
Abſichten der proviſoriſchen Regierung chtlich der 
Stadt Mannheim; eine Veröffentlichung, deſſelben 
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den Ereigniſſen in Karlsruhe thätigen Antheil genom⸗ 
men hatte, wurde den 2. d. M. in dem Rindheimer 
Walde ſtandrechtlich erſchoſſen. (Bad. Mer.) 
Von der Murg, 4. Juli. Heute hatte ich Gele⸗ 
genheit, einen Mann zu ſprechen, welchem es geſtern 
Abend durch einen beſonderen Glücksfall gelungen war, 
aus Raſtatt zu entfliehen. Der jetzige Gouverneur 
der Feſtung heißt Tiedemann; — wahrſcheinlich der 
frühere griechiſche Offizier. Im ganzen ſollen noch 
ungefähr 4000 Mann in Raftatt liegen; die Feſtungs⸗ 
Artillerie, ein Theil der Feldartillerie, Reſte des erſten 
und des dritten Infanterie⸗Regiments, eine Abtheilung 
Dragoner, die deutſch⸗polniſche Legion und Volksweh⸗ 
ren aus dem Ober⸗Rheinkreiſe, aus der baieriſchen 
Pfalz, aus Durlach ꝛc. Von den preußiſchen Prokla⸗ 
mationen war in Raſtatt noch nichts bekannt gewor⸗ 
den. Der preußiſche Parkamentär durfte nur mit 
Tiedemann ſprechen, und als auf dem Rathhauſe Bür⸗ 
germeiſter Sahlinger mit jenem reden wollte, zog Tie⸗ 
demann den Säbel und drohte dem Bürgermeiſter den 
Kopf zu ſpalten, wenn er mit dem Parlamentär ſpreche; 
die ganze Verhandlung gehe lediglich die Militärbe⸗ 
hörde an. Der Beſatzung ſoll nan mit der Hoffnung 
ſchmeicheln, ſich dei einem nächtlichen Ausfall nach 
dem Oberlande ducchſchlagen zu können. Eine Täu⸗ 
9 weiter! (Karle. 3.) 
Donaueſchingen, 3. Juli. Nachdem ſich der Ter⸗ 
rorismus fo weit geſteigert hatte, daß man ſtandes⸗ 
herrlichen Beamten in die Fenſter ſchoß, begann geſtern, 
beſonders aber heute, durch Vermittelung des Ge⸗ 
meinderathes der Umfoplag. Als die Nachricht durch 
die Straßen ging, der Civilkommiſſar habe ſein Amt 
niedergelegt und ſämmtliche in die Nachbarſchaften 
ausmarſchirten erſten Aufgebote ſeien zum Zwecke ihrer 
Auffeſung zurückberufen, wollte Niemand ſeinen Ohren 


trauen. Wir athmen wieder auf. Heute erſt ge⸗ 


langte das neueſte großherzogliche Regierungs blatt in 
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; igen fie, was wird unfer Loos fein? 
e (Schw. M.) 

Stuttgart, 6. Juli. Der „Schw. Merkur“ beſtä⸗ 
tigt heute die in Sulz am 3. d. vorgenommene Ver⸗ 
haftung des Reichstagsabgeordneten Rösler von Oels. 
Nach einer ſpäteren Nachricht iſt der Reicht agsabge⸗ 
ordnete Rösler von Oels auf den Asberg gebracht 
worden. Es beſtätigt ſich, daß am 2. ein preu⸗ 
ßiſcher Stabsoffizier aus dem preußiſchen Haupt⸗ 
quartier bei Hof war, worauf Miniſterrath gehallen 
wurde. — Von der Kammer wird die Genehmigung 
zur Verhaftung des Abgeord. Schnitzer verlangt. 

(Beob.) 

In der geſteigen Sitzung der Ständeverſamm⸗ 
lung erklärte Staatsrath Römer: Herr v. Peucker 
ſei noch Reichsgeneral. Der Miniſter legte merk⸗ 
würdige Aktenſtücke vor in Betreff des von der ſüd⸗ 
deutſchen Revolutionspropaganda gehegten Plans der 
Stiftung einer ſüdweſtlichen Republik, zu der 
Württemberg geſchlagen werden ſollte. 

Dresden, 7. Juli. [Wahlen.] Das Miniſte⸗ 
rium des Innern iſt mit den vorbereitenden Arbeiten 
zur Anordnung neuer Wahlen und, wie man hört, 
zunächſt mit einer Beſtimmung des Selbſtſtändigkeits⸗ 
begriffs beſchäftigt, die allerdings dringend nöthig iſt. 
Uebrigens wird auch eine neue Regulirung mehrerer 
Wahlbezirke, die ebenfalls ſehr nothwendig iſt, ſtatt⸗ 
ſinden. Man erwartet, daß die neuen Wahlen auf 
Ende Auguſt werden ausgeſchrieben werden. (D. J.) 

Leipzig, 7. Juli. [Erklärung Schaffrath's.] 
Im heutigen hieſigen Tageblatte erklärt Dr. Schaffrath 
in Folge des gegen ihn unterm 24. Juni vom königl. 
Juſtizamt Hohnſtein erlaſſenen Steckbriefs, daß er mit 
Vorwiſſen des Stadtraths und Stadtgerichts und auf 
Anrathen feiner Aerzte zur Wiederherſtellung feiner Ger 
ſundheit in Baden (Kanton Aargau) ſich aufhalte, aber 
dach Beendigung ſeiner Bade⸗ und Trinkkur in ſeine 
Heimat rückkehren und ſich den daſigen Behörden 
zur Unter hung ftellen werde, falls dieſe es nicht vor⸗ 
ziehen ſollten, ſeine Vernehmung ſogleich in Baden oder 


Zürich vornehmen zu laſſen. E. 3.) 


Schleswig ⸗H e N enheiten. 

— Nord⸗Schlesm 5 2 ra; den 
6. Juli bei Friederieia nicht ein Gefecht vor⸗ 
gefallen, ſondern eine Schlacht geschlagen, fo 
biutig, wie wir dieſelben im Verhältniß zu der Zahl 
der Küämpfenden nur aus eren Zeiten kennen. 
Schleswig⸗Holſtein hat über SO todte und ver⸗ 
wundete Offiziere, und die Geſammtzahl der 
Todten und Verwundeten wird auf 2000 an⸗ 
gegeben. Daß aber der Verluſt der Dänen noch ſtär⸗ 
ker fein muß, ſchließen wir nicht blos im Allgemeinen, 
ſondern aus beſtimmten Thatſachen — allein die Ehre 
des Tages blieb Schleswig⸗Holſtein! — Es hat⸗ 
ten Ueberläufer u. ſ. f. ſchon längere Zeit berichtet, daß 
die Macht der Dänen auf Arfen nur den 
noch feſthalte, das Hin- und Herſegeln zahlreicher 
Transportſchiſſe war von der ſchleswigſchen Küfte aus 
vielfach bemerkt und gemeldet worden, den preußiſchen 
und baieriſchen Truppenkörpern gegenüber blieben im 


unſere Hände. 
ſich hierbei die 


Armee 5 
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dericia wieder eingeſchloſſen. 
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nördlichen Jütland einige Kavalerie⸗Regimenter ſtehen, 
und General Rye mit ſeiner Brigade ſchiffte ſich ein: 
— ſo war die Concentrirung der däniſchen Macht auf 
der Inſel Fühnen, Friederſcia gegenüber, leicht möglich, 
und die Ueberfahrt, namentlich Nachts, konnte von 
den Schleswig⸗Holſteinern um ſo weniger verhindert 
werden, da die zwei Batterien, welche unſererſeits nahe 
am Strande den 29. Juni fertig wurden, erſt mit 2 
Geſchützen armirt waren. Den 6. Juli, Morgens um 
2 Uhr, brachen die Dänen mit ihrer ganzen Macht 
aus dem nördlichen Theile der Feſtung hervor, und 
ſtießen zuerſt auf unfer 4. Jägercorps und 6. Batail⸗ 
lon, welche fie 1 ½ Stunden mit der größten Tapfer⸗ 
keit aufhielten, aber ſelbſt zu Grunde gingen. Schles⸗ 
wig⸗Holſtein wird fie nie vergeſſen. Jede einzelne 
Schanze wurde von unſeren braven Artitieriften aufs 
Muthvollſte vertheidigt. Von den gefangenen Dänen 
waren, wie wir hören, nicht wenige im trunkenen Zu⸗ 
ſtande, 37 Gefangene wurden geſtern durch Haders⸗ 
leben transportirt. Ueber Ferneres hoffe ich morgen 
berichten zu können; die Schleswig⸗Holſteiner ziehen 
ſich jetzt nach Veile zu zurück, die däniſchen Vorpoſten 
ſtehen jetzt bis Biert, ½ Meile hinter Kolding — 
möchte es jetzt gelingen, den Feind in offener Feld⸗ 
ſchlacht zu faſſen! (D. Ref.) 

Hamburg, 8. Juli, 8½ Uhr Abends. Mit dem 
Abendzuge erhalten wir folgende Nachrichten vom 
Kriegsſchauplatze: Flensburg, 7. Juli, Abends. Die 
ſchleswig⸗holſteiniſche Armee hat von Neuem gegen 
Friederieia Front gemacht und ihre alten Stel⸗ 
lungen wieder eingenommen. Ich erfahre dieſes 
auf mittelbarem Wege von einem Reiſenden, der in 
Veile einen ſchleswig⸗holſteiniſchen Dragoner getroffen, 
deſſen Regiment bereits wieder die alten Kantonnements 
bei Breetſtrup vor Friedericia bezogen hatte. Die auf 
Set ed — ſchon unterwegs Befehl erhal⸗ 
ten, wieder umzukehren. Ueber den Gang des Gefech⸗ 
tes erfährt man, daß die ‚weite Infanterie ⸗ Brigade, 
welche den linken Flügel im Norden der Feſtung bil⸗ 
dete, durch die Uebermacht gedrängt und theilweiſe um⸗ 
gangen, genöthigt geweſen iſt, ſich auf der Straße nach 
Veile, auf die erſte Infanterie⸗Brigade zurückzuziehen. 
Um 11 Uhr Vormittags find beide Brigaden wieder 
vorgegangen, und zwar mit ſolchem Erfolg, daß die 
am Gefechte nicht betheiligte Kavalerie am Abend ihre 
alten Kantonnements in unmittelbarer Nähe der Fe⸗ 
ſtung beziehen konnte. 
nee hatte von Kolding her durch die Weimaraner Un: 
terſtützung erhalten. Der Verluſt iſt auf beiden Sei⸗ 
ten furchtbar geweſen. Auf unſerer Seite ſind nach 
der geringſten Angabe 30 Offiziere geblieben, darunter 
allein 7 Bataillons⸗Kommandeurs. Die Dänen haben 
beſonders beim erſten Angriff unter dem Feuer des 
ſchweren Poſitionsgeſchützes gelitten, welches unter den 
enggeſchloſſenenen Maſſen entſetzliche Verwüſtungen an⸗ 
gerichtt haben ſoll. 

Flensburg, 7. Bali, (Abends 10 uhr.) 
Poſt aus Jütland, welche dieſen Nachmittag einlaufen 
ſollte, iſt (inel. Kolding) ausgeblieben. — Um 5 Uhr 
Nachmittags haben die Dänen ſich geſtern in Frie⸗ 
Einen unſerer Mörſer 
und eine Kanone ſollen ſie mit hineingenommen, ande⸗ 
res Geſchütz vernagelt und eine Schanze zerſtört haben. 
Die Lagerhütten ſind abgebrannt. Man giebt den 
Verluſt an Todten, Verwundeten und Vermißten Auf 
beiden Seiten, natürlich nur überſchläglich, auf 1000 
Mann an. Der Verluſt des Feindes an Leuten fol 
wenigſtens nicht geringer als der unſtige ſein. — 
Die ſchleswig⸗holſteiniſche reitende Artillerie ſoll ſehr 
viel zum Hineintreiben des Feindes gethan haben, wozu 
auch die herangerückten Baiern durch eine jenen mit 
Abdſchneidung dedrohende Flankendewegung beitrugen. 
Am größten iſt aber wohl der Verluſt des Aten Jäger⸗ 
Korps, das zerſprengt wurde, und von welchem ſich 
nach den neueſten Nachrichten, in Kolding, erſt circa 
100 Mann wieder geſammelt hatten. Leider mußte 
man manche Verwundete zurücklaſſen, die dem Feinde 
in die Hände ſielen. — Das Haupttreffen ſtand zu 
Stauſtrup, nördlich von Friedericia. (O. T.) 

Schleswig, 8. Juli. Unſere Truppen ſollen ihre 
Stellung vor Friedericia wieder eingenommen haben. 
Das Gefecht iſt ſehr blutig geweſen, indem es theil⸗ 
weiſe in den Laufgräben ſtattfand. Da die Dänen ſich 
mit ihrer ganzen Macht auf die Schleswig⸗Holſteiner 
warfen, dieſe aber nicht konzentrirt waren, ſo mußte Einer 
oft gegen mehr als 6 Mann ſich mit dem Kolben herum⸗ 
ſchlagen. Ein mörderiſches Kartätſchenfeuer, welches 
die Batterie Chriſtianſen eröffnete, warf die anſtürmen⸗ 
den Dänen in Maſſen nieder. Allein dieſe waren zu 
ſtark. Die Hütten wurden von den Schleswig⸗Hol⸗ 
ſteinern ſelbſt in Brand geſteckt, um durch den Rauch 
den Rückzug mit zu decken. 
Ausfall keine Artillerie mit ſich führten, ſo konnten ſie 
nur durch die Maſſe ihren Zweck, die ihnen verderbli⸗ 
chen Schanzen zu zerſtören, erreichen. 
richte fehlen noch. Das iſt leider wahr, daß eine ſehr 
große Anzahl Offiziere verwundet worden iſt und daß 
einzeine Bataillone, welche im Kampfe den Rückzug 
deckten, vorzugsweiſe ſtark gelitten haben. Die Avant 
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Beigade, unter v. Gerſtorffs Kommando, warf fpäte 
bei Gudſoe den Feind, waͤhrend der andere Theil un⸗ 
ſeret Armee, unter Bonin, auf dem Wege nach Velle 
feine Poſition nahm. Dieſe Chance des Krieges wird 
Schleswig⸗Holſtein nicht beugen; denn in der That, 
fo ſchmerzhaft auch der Verluſt fo theueren und edlen 
Bluts iſt, fo würde unſere Sache ſchwach ſtehen, wenn 
ein glücklicher Ausfall des Feindes aus feiner in ſei⸗ 
nem Lande belagerten Feſtung von irgend einer Be⸗ 
deutung von Krieg und Frieden ſein könnte. Hat 
man darauf gerechnet, ſo täuſcht man ſich ſehr. 

Kiel, den 8. Juli. Von der Laboer Batterie 
wird berichtet, daß vor dem Hafen außer dem Skjold 
neun vuffifche und ein norwegiſches Kriegsſchiff 
in Sicht ſind. 

Altona, 8. Juli, Abends. Mit dem Abendzuge 
find keine beſtimmtere und ausführlichere Nachrichten 
über das bei Friedericia ſtattgehabte Kriegsereigniß hier 
eingegangen. Gerüchte ſprechen aber von einem noch 
bedeutenderen Verluſte unſerer Seits als bisher ange⸗ 
geben. Beſonders iſt der Verluſt an Offizieren zu bes 
klagen, von denen viele in dänſſche Gefangenſchaft ges 
rathen ſein ſollen, unter ihnen der Hauptmann v. Wran⸗ 
gel. Hoffen wir, daß dieſe Gerüchte übertrieben ſind. 
Ein anderes Gerücht, das wir jedoch nicht verbürgen 
können, beſagt, daß die vor Veile ſtationirt geweſenen 
Bajern mit der ſchleswig⸗holſteiniſchen Haupt⸗Armee 
ſich vereinigt, den Dänen in die Flanke gefallen ſeien 
und dieſe nach kurzem Kampfe wieder in die Feſtung 
zurückgetrieben hätten. (H. C.) 

Oeſterreich. 

5 Wien, 8. Juli. [Miniſter Bach. Die 
Nuſſen. Sardinien.] Die öffentliche Meinung 
in Betreff des Miniſters Bach beginnt in den gebil⸗ 
deten Kreiſen ſich mehr und mehr zu ſeinen Gunſten 
uwandeln und die nächſte Urſache dieſer Erſcheinung 
iſt lediglich in der raſchen Aufeinanderfolge organiſcher 
Geſetze zu ſuchen, durch welche unſere verrotteten Zu⸗ 
ſtände von Grund aus umgeſtaltet werden ſollen. Der 
grimmige Haß, den Bach durch ſeine Apoſtaſie auf 
ſich geladen, und der ihm beim Ausbruch des Oktober⸗ 
Aufſtandes beinahe den Tod gebracht hätte, beginnt zu 
ſchmelzen, indem man ſich zu der Einſicht bekehrt, 
Bach ſei eben, einmal zur Macht emporgehoben, der 
Eitelkeit demokratiſcher Träumereien überdrüßig gewor⸗ 
den, ſuche jedoch alle vernünftigen Forderungen des 
beſonnenen Liberalismus ins praktiſche Leben einzufüh⸗ 
ren. Ja dieſer Weiſe wird der Mißkredit, in dem der 
Name viefes Staatsmannes bisher auch bei den un⸗ 
tern Volksſchichten ſtand, bald jener Achtung weichen 
müſſen, die man dem echten Liberalismus niemals ver⸗ 
ſagt, denn das Volk iſt blos das Echo des Urtheils, 
das ſich in den mittlern Kreiſen über politiſche Män⸗ 
ner zu bilden pflegt. Von den Kämpfen der 
Ruſſen in Ungarn ſind höchſt gräßliche Gerüchte 
im Umlauf, namentlich wird die Ruhe und gemeſſene 
Kaltblütigkeit der ruſſiſchen Truppen im hitzigſten Ge⸗ 
echt rühmend hervorgehoben, welche freilich mit der 
gerduſchvollen Lebhaftigkeit und dem brauſenden Unge⸗ 
ſtüm der Magyaren einen pikanten Kontraſt bilden 
mögen. Dagegen wird die kalte Grauſamkeit der Ruſ⸗ 
ſen allgemein getadelt, womit ſie nicht nur Gefangene 
zu machen verſchmähen, ſondern auch alle erſtürmten 
Ortſchaften den Flammen übergeben. Der ruſſiſche 
Soldat hat einen ſolchen Haß gegen die Inſurgenten, 
daß ihn nur die Vertilgung des Gegners befriedigen 
kann und leider geſchieht von Seiten der Offiziere gar 
nichts, um ihre Untergebenen menſchlicher zu ſtimmen, 
im Gegentheil begünſtigen jene deren Wuth, weil ſie 
darin eine Bürgſchaft des Sieges erblicken. — Mini⸗ 
ſter Bruck iſt plötzlich aus Itatien hier ange⸗ 
kommen, allein ohne Friedens⸗Inſtrument, da 
die ſardiniſche Regierung neuerdings Schwierigkeiten 
erhoben haben ſoll, obſchon Oeſterreich in die Räumung 
der Feſtung Aleſſandria gewilligt und, in ſeinen Ent⸗ 
ſchädigungsforderungen bedeutend herabgegangen wars 
freilich wird andererſeits behauptet, Herr v. Bruck habe 
durch ſein Begehren in einen füddeutſchen Zoll⸗ 
verein einzutreten, Sardinien erbittert und fernerhin 
auch durch die Weigerung die Bedingungen der künf⸗ 
tigen politiſchen Geſtaltung im lomb.⸗venet. Königreiche 
zu firiren, einigen Anſtoß erregt, allein dies Alles das 
hingeſtellt, bleibt es doch eben Thatſache, daß der lang⸗ 
erſehnte und nach der Schlacht von Novara ſo gewiß 
erwartete Frieden noch immer nicht zum Abſchluß ge⸗ 
diehen iſt und folglich eine offizielle Erklärung über den 
Stand dieſer wichtigen Angelegenheit dringend verlangt 
werden muß. Es wäre ein Mißgriff ohne Gleichen, 
wenn der Friede in Italien aufs Spiel geſetzt wer⸗ 
den ſollte, um den Plänen der dynaſtiſchen Politik in 
Deutſchland zu Hülfe zu kommen; ſcheint es doch, als 
ob der fragliche Zollbund mit Sardinien auch zu den 
Lockſpeiſen gehöre, durch welche Balern, Wür⸗ 
temberg und Baden von der deutſchen Ein⸗ 
heit abgezogen und für die politiſche Ver⸗ 
bindung mit Defterreih gewonnen werden 
ſoll, denn es iſt eben die alte Politik des Wiener 
Hofes den Ruf nach geiſtigen Gütern durch das Anbot 
materieller Vortheile zu erſticken. — Nicht ohne Bes 
deutung iſt die Erklärung in der Wiener Zeitung, daß 
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der Lloyd kein halboffizielles Journal fei und 
nicht vom Miniſterium inſpirirt werde. Alle Welt 
weiß jedoch, daß wenigſtens Miniſter Bruck zu dieſem 
Journal in gewiſſen Beziehungen ſteht und Bruck iſt 
bekanntlich das Organ des Fürſten Schwarzenberg. 
N. B. Wien, 9. Juli. Es zirkulirt das Gerücht, 
daß die Ruſſen bereits bis Waitzen vorgerückt ſind 
und dieſe Stadt beſetzten. Dem Vernehmen nach ſol⸗ 
len es die unter General Saß ſtehenden Truppen ge⸗ 
weſen ſein; einer andern Verſion zufolge wäre Gene⸗ 
ral Grabbe in dieſer Richtung durch die Bergſtädte 
vorgerückt. Beides bedarf der Beſtätigung, ſo wie 
das Gerücht, daß die Ruſſen bis Ofen vorge⸗ 
drungen ſind. — Auch die Ausſicht auf eine Con⸗ 
trerevolution in Peſth wird von mehreren Blät⸗ 
tern als unbegründet dargeſtellt. — Das Hauptquar⸗ 
tier der Don au-Armee iſt ſeit 3 Tagen in Nagy⸗ 
Igmand; die Magyaren ſtehen noch immer in Des und 
Uj⸗Szöny. Am Tten wurde der Geburtstag des ruſſ. 
Kaiſers gefeiert, wobei die öſterr. Offiziere in voller 
Galla beim General-Lieutenant Paniutine erſchienen. 
Aus Hunderten von Kanonen wurden Salven gegeben 
und mehr als 70,000 Kehlen ließen ihre Vivats er⸗ 
tönen. Die Inſurgenten wußten nicht, was vorging. 
— Peſth ſoll bereits von allen Regierungsmännern 
der Magyaren und vielen Privaten verlaſſen fein. — 
Man verſichert, daß die außerordentliche Unerſchrocken⸗ 
heit des jungen Monarchen vor dem Feinde den 
Feldzeugmeiſter Haynau zu dem Entſchluſſe bewogen 
hatte, ſein Commando niederzulegen, um nicht die 
ſchwere Verantwortung eines in feinen Folgen unbere: 
chenbaren Unfalls zu tragen und will dieſem Umſtande 
die erfolgte Rückkunft des Kaiſers zuſchreiben. — Ein 
Schreiben aus Venedig enthält nachſtehende Schilde⸗ 
rung: Aus Allem ſieht man, daß der Krieg die 
Hauptrolle hier ſpielt. Alle Hausthüren ſind mit ei⸗ 
ner Nummer verſehen, welche die Zahl der einquar⸗ 
tierten Freiwilligen, Offiziere und Soldaten angiebt. 
Ueberall ſtehen Schildwachen; Kaffeehäuſer und Gaſt⸗ 
höfe wimmeln von Freiwilligen jeden Alters, jeder 
Farbe, jeden Standes. Allenthalben kreuzen ſich pa⸗ 
trouillirende Gondeln; nach allen Seiten wirbeln Trom⸗ 
meln und ſchmettern Trompeten. Der Hafen bietet 
den traurigſten, zugleich aber den impoſanteſten An⸗ 
blick dar. Nichts als Schildwachen, die vor den 
Mündungen der Geſchützröhre, die den Hafen beherr⸗ 
ſchen, langſam aufs und abſchreiten. In dem innern 
Baſſin befindet ſich noch eine ziemlich große Anzahl 
Fahrzeuge. Die Noth iſt übrigens ſehr groß, an Geld 
und Lebensmitteln ſehr ſtarker Mangel. Was an 
Schätzen und Alterthümern zu verkaufen war, iſt be⸗ 
reits ausgewandert. Ueber die Vorgänge in Paris und 
Italien ſind die Leute noch immer ſehr unklar, denn 
Cenſur und Polizei werden mit inquiſitoriſcher Strenge 
gehandhabt. Auch ſcheinen ſie zu glauben, es ſei ge⸗ 
wiß, daß die Magyaren ſiegen werden. Das Bombar⸗ 
dement dauert fort. Die öſterreichiſchen Kugeln haben 
bereits vielen Schaden angerichtet. Es brennt beinahe 
täglich. Der Geiſt des Volkes iſt im Allgemeinen 
friedlich geſinnt, doch hören die Leute von einer Kapi⸗ 
tulation nicht gerne ſprechen. Vertheidigungs anſtalten 
jeder Art werden getroffen, angelegte Werke und be⸗ 
ſchädigte Schiffe fortwährend verbeſſert. An eine Er⸗ 
oberung Venedigs durch Waffengewalt glaubt Nie⸗ 
mand; mehr als die Kanonen fürchtet man die vor⸗ 
herrſchende Noth und Armuth. Siegesberichte aus Ungarn 
und Rom langen hier regelmäßig an. — Am 2. d. 
fand die feierliche Eröffnung der Ei ſenbahn⸗ 
ſtrecke von Verona nach Vicenza ſtatt. — Die 
in Macerata befindliche Brigade des öſterreichiſchen 2. 
Armeecorps hat bereits die Gegend von den herum⸗ 
ſchwärmenden Inſurgenten geſäubert und marſchirt nach 
Foligno und Perugia, um den allenfalls aus Rom 
fliehenden Freiſchaaren den Weg ins Nördliche zu ver⸗ 
ſperren. — Der Erzherzog Reichsverweſer ſpricht 
ſich in der Antwort auf eine von der Juden⸗ 
burger Stadt-Kommune an ihn gerichtete 
Adreſſe unter Anderm in folgender bezeichnenden 
Weiſe aus: „Meine Aufgabe als erwaͤhlter Reichs⸗ 
verweſer neiget ſich zu ihrem Ende. Ob es mir ge⸗ 
lungen, das Vertrauen der deutſchen Nation zu recht⸗ 
fertigen und ob es in den Grenzen der Möglichkeit 
lag, bei den obwaltenden Umſtänden die hohen Er⸗ 
wartungen Deutſchlands zu erfüllen und, wenn der 
Erfolg unſeren allſeitigen Bemühungen nicht voll⸗ 
kommen entſprach, welche Urſachen dann die Schuld 
daran trugen? Das ſind die Fragen, welche uns 
die Geſchichte, die unparteiifche Richterin über Völker 
und Menſchen, lehren wird. Dies jetzt zu erör⸗ 
tern und den Schleier zu lüften, der über Manchem 
noch ruhet, iſt noch zu früh und kaum noch möglich. 
— Aber bald dürfte die Zeit kommen, die das noch 


Dunkle enthüllt und Jeden nach Verdienſt richtet. —. 


Ich kehre zurück, von dem Bewußtſein begleitet, mein 
Amt gewiſſenhaft gehandhabt zu haben, keines deut⸗ 
ſchen Volkes und keines deutſchen Fürſten Recht ge⸗ 
kränkt, ſondern vielmehr alle in den Augenblicken der 
Noth, ſo weit es die mir zu Gebote geſtandenen Mit⸗ 
tel zuließen, unterſtützt, ſtets verſöhnend eingewirkt, 


nichts verlangt, überhaupt nur das allgemeine Beſte 


gemißbilligt und bekämpft wurden, ſich mehr und mehr 
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vor Augen gehabt zu haben. — Die Cholera nimmt geltend machen, daß der Ultramontanismus und 
in Wien noch immer zu. Die meiften Erkrankungs⸗ Jeſuitismus nicht eben die hinterſten Reihen der 
fälle kommen auf der Landſtraße vor. In den üdti⸗ Majorität einnehmen und bereits in die Regierung 
gen Vorſtädten und auch in der Stadt iſt der Zu⸗ eingedrungen find: das ſind Fakta, welche kein 
wachs gering. Auch in Brünn hat die Cholera ſeit Denkender unbeachtet vorübergehen laſſen 
3 Wochen 40 Todesopfer gefordert. — Hofrath Hü⸗ darf. Od. Barrot, Dufaure, Falloux, Thiers 
gel, erſter Direktor des Haus-, Hof⸗ und Staatsar⸗Berryer, Montalembert, ſie bilden eine Phalanx. 
chivs, iſt in Schleſien geſtorben. Ob für lange oder für kurze Zeit, iſt hierbei gleich⸗ 

J. Prag, 5. Jull. [Die Univerſität. Befe⸗ gültig, das Bündniß beſteht jetzt, das genügt. 
ſtigung. Eiſenbahn. Evangel. Gemeinde.] + Paris, 7. Juli. [Tagesbericht.] Die Ger 
Auf's Neue iſt eine Lehrkanzel an unſerer Univerſität rüchte über die Spaltungen des Kabinets ſind unbe⸗ 
beſetzt worden, und zwar jene der Philoſophie durch gründet. Man ſoll in demſelben einig ſein, daß die 
Profeſſor Hannuſch aus Olmütz; in Betreff der Vor⸗ Wiedereinſetzung des Papſtes in Rom mit der Garan⸗ 
leſungen über alle Gegenſtände in f laviſ cher Sprache tie für liberale Inſtitutionen verbunden ſein müſſe. 
geſchieht gar nichts; Prag iſt plötzlich wieder, wie ehe, — In der heutigen Sitzung der Nationalverſammlung 
eine ganz deutſche Stadt geworden. — An einer kam die Propoſition von Montalembert, in Be⸗ 
Befeſtigung der hochgelegenen Punkte, um im Falle treff des doppelten Kommandos des Generals Chan⸗ 
eines Aufſtandes Prag ohne große Soldatenopfer bän⸗ garnier zur Debatte. Man glaubte, Miniſter Du: 
digen zu können, wird fleißig fortgearbeitet. Auf den faure ſei gegen die Propoſition. Er vertheidigte fie 
Belvedere⸗Schanzen wird fortwährend gebaut und ſtarke indeß heute von der Tribüne herab, nur behauptete er 
Mauern aufgeführt; das Depoſitorium des Zeughauſes nicht, daß die Ausnahms⸗Maßregel zum Prinzip erhor 
wird in eine Kaſerne umgewandelt und durch das mit- ben würde. Die Kommiſſion war der Anſicht, daß 
telſt Mauern und Schießſcharten befeſtigte Zeughaus dieſe Ausnahm⸗Maßregel bis nach Emanirung eines 
eine Citadelle bilden. — Die Dresdener Eiſenbahn, organiſchen Nationalgarden⸗Geſetzes acceptirt würde. — 
welche im vorigen Jahre ruhen blieb, iſt in Angriff | Die Proposition wurde mit 332 Stimmen gegen 148 
genommen; bereits ſind die Schienen bis Podbaba ge: angenommen, und ſämmtlich eumendements verworfen. 
legt und es wird binnen Kurzem die ganze Eifenbahn: | — Die Ergänzungswahlen haben heute begonnen. 
ſtrecke böhmiſcher Seits vollendet fein. — In religiöſer Die Armee hat bereits abgeſtimmt, und jede Partei 
Beziehung iſt hier ein wichtiger Schritt geſchehen. Die eignet ſich den Erfolg zu. Nach den Blättern der 
hieſige evan geliſ che Gemeinde iſt dem Vereine der „Rechten“ hat die Lift der „Union“ eine immenſe Ma⸗ 
böhmiſchen Brüderſchaft beigetreten, und man jorität erlangt; hört man die der Linken, fo ſoll das 
beabſichtigt eine Vereinigun g aller evangeli-⸗ Militär einſtimmig für die Demokraten votirt ha: 
ſchen Gemeinden in eine einzige Brüder- ben. Die Wahrheit iſt, daß man durchaus noch nichts 
ſchaft. Nach der erfolgten Erklärung jeder einzelnen Beſtimmtes über die Abſtimmung in der Armee wife 
Gemeinde, ob fie dem Vereine beitreten will oder nicht, | fen kann. — Uebrigens genießt Paris der tiefſten 
wird hier eine Synode gehalten werden, um alle] Ruhe, und ſelbſt die Wahlbewegung iſt nichts Reeles. 
Grundſätze der Konfeffion der böhmiſchen Brüderſchaft Das macht der Belagerungszuſtand. 
feſtzuſtellen. 5 A g tali en. 

f K rankreiſch. * * [Römif i 5 

9 Paris, 6. Juli. l = [Römiſche Angelegenheiten.] Der fran⸗ 
Leider 550 zu 8 1 — 9055 Wilen Dregierung iſt durch telegraphifdje Depesche die 
tionalverſammlung ſich mehr und mehr in eine Bahn ee ee daß Mon n 8 Der 
wirft, auf der ein Stillſtand zuletzt unmöglich wird. F Wegenen ke, EHE Ahfticant 


; l 4 \ des Generals Oudinot, der am 6. in Marfeitle 
N e eigen auf Das, was in der kur⸗ landete, begab ſich auch ſofort auf den Weg nach Pas 
ei . de Wegſir er ee ris, um dem Gouvernement die Depefchen zu über⸗ 

t recke, N N a den. 
zurückgelegt worden. Wir wollen gar nicht von der a rde kan bande 
1 Hauch die 3 hat lungen über die Kapitulation ein ſehe blutiger Kampf 

erlang nd man hat ihrem 2 H beider Armeen find ſehr 
Wunſche entſprochen. Unter dem Eindruck der begin⸗ b en > Vi heldenhafteſten A 5 
nenden Emeute und eines nicht ungerechtigten Gefühls een er Kucl ſchen Armee gelu 2 
des Unwillens über Das, was die Gegner der Majo⸗ gungen iſt «6 bee 19 5 cr e jede Wester Wen bie 
rität zugedacht hatten, läßt es ſich erklären, warum die 2 al micht 9 
letztere ſich wenig ſkrupulös zeigt, der ſtrafenden Ge⸗ auf fand am 30. flat. Eine ſehr zuverläſſige 
rechtigkeit die Opfer nicht vorzuenthalten. Welches Korreſpondenz meldet darüber folgendes: „Am 30. 
ſind aber die weiteren Rückſchläge jener demagogiſchen Juni griff die franzöſiſche Armee den Janikulus mit 
Empörungsverſuche geweſen? Die Klubbs find ge⸗ der größten Energie an. 400 Römer ſind getödtet, 
fehfoffen, politiſche Zuſammenkünfte vorläufig für ein 1000 gefangen worden. 7 Geſchütze find in unfere 
Jahr verboten. Die demokratiſche Preſſe ſeufzt jetzt Hände gefallen. Der Kampf hat 5 Stunden gedau⸗ 
unter dem Belagerungszuſtande, und wenn der Bela⸗ 5 30er 


n Een 5 ert. Die Rö einen igt.“ — Der Köni 
gerungszuſtand aufhört, ſteht ihr ein noch ſchlimmeres ie e hat eue dee en ease, 
Loos bevor. In wenigen Tagen wird die Majorität in welcher er dem Volke anzeigt, daß er wieder die 
ein Preßgeſetz dekretirt haben. worin all die früheren, Zügel der Regierung in die Hand genommen, und 
verhaßten Beſchränkungen wieder aufgenommen ſind. worin er es auch aufs neue beſchwöet, die von ſeinem 
Kautionement, vielleicht auch Stempel, rigoroſe Straf⸗ Vater dem Lande verliehenen Inſtitutionen aufrecht 
beſtimmungen für Preßvergehen, Suspenſion der ver⸗ zu erhalten. Eben ſo verſpricht er den baldigen Ab⸗ 
urtheilten Journale werden von Neuem wieder das ſchluß eines würdigen Friedens. 

Damoklesſchwert über den Köpfen der Journaliſten tan nien 

ſchwingen. Aber nicht allein in der Aufhebung oder RT chile zum dritte 
Beſchränkung der konſtitutionellen Grundrechte offen? | sy al aewaht Je wurde das Ergebniß ber 
bart ſich die Reaktion, auch der ganze Staatsorganis⸗ W̃ gewäh t.] arlamentsgliedes amtlich 

mus wird davon ergriffen. Die Würde der Natio⸗ Wahl eines neuen P prokla⸗ 


nalvertretung, von den früheren Kammern fo eiferſüch⸗ Mitt. Rochfhif?, 1 1 Zablloſen Menge 
tig überwacht, was iſt jetzt aus ihr geworden! Die dum dritten n feiner Reder Stimmenmehrheit 
neue Geſchäftsordnung der Nationalverſammlung macht | anne ne) an, daf 6 
aus dem Präſidenten nicht mehr einen bloßen Vertre⸗ kannte Rothf ame und viele ſeiner politifcpen 
ter der Kammer nach außen, einen Leiter der Ver⸗ 


Gegner gar eng geſtimmt hätten, um das Recht der 
handlungen und Geſchäfte; ſie macht aus ihm den Bürger Loon aufrecht zu erhalten, ſich nach eignem 
Vorgeſetzten, den Zuchtmeiſter, den Richter, den Ge⸗ 7 


Gutdünken im Parlamente vertreten zu laſſen. 
fangenwärter jedes einzelnen Abgeordneten. Der b —. ͥͤͤĩͤͥwq„6nr „„ 


eordnete kann von dem Präſidenten durch Ordnungs⸗ 2 i 
aal aan des een, d , FORALLS- und Provinzielles. 


ruf, Auferlegung des Schweigens, Ausſchließung für] - 

einige Tage aus ber Verſammlung, Diätenverluft und 

Gefängniß beftraft werden. Und leider auch hier wir 

der laſſen ſich Entſchuldigungsgründe für die Mae r Breslau, 10. Juli. lunglücksfall! — 

tät finden. War doch die Raſerei der Radikalen ſchon Diebſtähle.] Am 7. d., des Vormittags, wollte der 
16 Jahre alte Maurergeſellen⸗Sohn Auguſt Mende 
an der Ufergaſſe von einer in der Oder gebildeten 
Sandbank Waſſer ſchöpfen, wobei ihm aber die Kanne 


fo weit gediehen, daß ſelbſt von der Tribüne des Lan⸗ 
aus der Hand entglitt. Um dieſe wieder zu erlangen, 


des der Aufruf zur Empörung erſcholl, daß die 
Schimpfreden gegen Majorität und Regierung die 

begab er ſich in das Waſſer, gerieth aber bald in eine 
Vertiefung und verſank. Erſt des Nachmittags gelang 


Grenzen des Anſtandes längſt überſchritten hatten. 
Wie dem aber auch ſei, der Nimbus, welcher, fo zu 

ſagen, früher die Perſon eines Deputicten des franzö⸗ 

ſiſchen Volkes umgab, er iſt gewichen. — Wie ſieht = den Schiffern Boas und Schikora, ihn aufzu⸗ 
nden. * art 
Am 4. d. wurden aus einer aufſichtslos gelaſſenen 
Stube in dem Haufe Nr. 31 in der Gartenſtrahe 


es nun erſt in der höheren Verwaltung aus? Daß 
die Männer, welche durch die Jebruarrevolution ges. 

7 ferne. Eßlöffel, 4 dgl. Teelöffel und eine neuſil⸗ 
berne Suppenkelle entwendet. _ 7. wurde 


ſtuͤrzt worden, allmälig wieder zu Einfluß und Wür⸗ 
den gelangen, iſt nichts Außerordentliches. Aber daß N 

| aus dem Haufe Nr. 31 in der Taſchenſtraße ein Fäß⸗ 
Gortſetzung in der zweiten Beilage.) 


Groß 
London, 4. Juli. 


die Beſtrebungen, welche auch vor dem 24. Februar 
1848, und zwar von den damaligen Machthabern, 


Zweite Beilage zu m 1 


nn. 
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Mittwoch den 11. Juli 1849. 


58 der Breslauer Zeitung. 
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Gortſetzung.) 

chen Leinöl⸗Firniß, 1 Centner 11 Pfd. an Gewicht, 
dem Kaufmann Cohn gehörig, entwendet. — Am 8. 
wurden aus einer mittelſt Nachſchlüſſel geöffneten 
Stube in dem Haufe Nr. 11 in der Mathiasſtraße 
folgende Gegenſtände geſtohlen: 20 Stück feine Hem⸗ 
den, 4 Paar Bukskin⸗Beinkleider, 3 Röcke, 3 feidene 
Weſten, eine wollene Weſte, 2 Paar Stiefeln, 4 ſei⸗ 
dene Taſchentücher, 2 goldene Uhrketten, 1 Taſchen⸗ 
uhr mit ſilbernem Zifferblatt und goldener Einfaſſung, 
3 goldene Tuchnadeln, 1 Rubin, 1 Operngucker, 6 
füberne Theelöffel und 3 goldene Ringe. — Am 9. 
wurde eine mit zwei Schlöffern verſehen geweſene 
Stube in dem Hauſe Nr. 29 auf der Hummerei mit⸗ 
telſt Nachſchlüſſel geöffnet und aus derſelben 57 Rtlr. 
3 Pf. baares Geld, eine ſüberne Bezirksvorſteher⸗Kette 
nebſt Medaille, eine zweigehäuſige füberne Taſchenuhr, 
eine Geldbörſe mit 2 ½ Nihle., aus einer dlechenen 
Sparblͤchſe 15 Rehlr. nebſt einer ſilbernen Medaille, 
2 e e fübernes Geldſtück, ein Perlenbeutel 

thlr. und das gewaltſam ab ür⸗ 
Vorlegeſchloß geſtohlen. = f rn 


. Salzbrunn, 8. Juli. Wit enießen hier ſeit 
drei Tagen das herrlichſte en 3 
die reizenden Umgebungen erſt jetzt recht genoffen. 
Seit acht Tagen ift außer den drei viel beredeten Fäl⸗ 
len von Cholera hier nichts mehr vorgekommen. Was 
man Ihnen aus Warmbrunn über den hieſigen Be⸗ 
ſuch geſchrieben, iſt falſch. Auch nicht 10 Perſonen 
kann man bier zufammenfinden, die aus Breslau 
ediglich der Cholera wegen geflohen ſind. Diejenigen 
Breslauer, die hier ſind, brauchen bis auf einige Aus⸗ 
nahmen die Kur. Die Liſte zählt bereits heute 900 
Nummern, eine Frequenz, die zu dieſer Zeit nur einige 
Mal erreicht worden iſt. Unter den Gäſten iſt Deutſch⸗ 
land, Frankreich, England, Schweden, Rußland ꝛc. 
vertreten. Alles Gäſte, die vom hieſigen Brunnen ihre 
Heilung erwarten und größtentheils wohl auch geheilt 
entlaſſen werden werden. 


Hirſchberg, 8. Juli. Man will uns hier die 
Cholera oktroyiren. Du lieber Himmel! Weil ein 
Mann von hier nach Breslau — dieſes Sodom und 
Gomorra — reift, und acht Tage nach feiner Rück⸗ 
kehr einige 70 Jahr alt — ſtirbt — muß er die 
Cholera gehabt haben und frühzeitig, um alles Auſſe⸗ 
hen zu vermeiden, beerdigt werden. Es iſt aber wahr, 
die Cholera haben wir in Hirſchberg, aber — es ſtirbt 
niemand daran. Das danken wir jedenfalls — unſeren 
Doktoren; von den neuen Stahlbädern gar nicht zu 
ſprechen. Die Warmbrunner zahlreichen Badegäſte, 
welche ſich ſchon in Folge unſeres erſten Cholerafalles 
ängſtlich in die Quartie e verſchloſſen und keinen Dreier 
verzehrten, aus lauter Furcht vor der Cholera, fie krie⸗ 
chen nun wieder hervor, denn von allen Oktroyirungen 
gefällt uns das, von unſerm lieben Herr Gott gnä⸗ 
digſt oktroyirte wunderſchöne Wetter am beſten. 


& Groß: Glogau, 9. Juli. [Auflöfung des 
freien Lehrervereins und des volksthümlich⸗ 
konſtitutionellen Vereins — Unglücksfall — 
die freie chriſtliche Gemeinde.! 
nen Sonnabend hielt der hieſige freie Lehrerverein im 


Thammerhofe eine außerordentliche Sitzung, um Über 


die zu treffenden Maßregeln, welche das Geſetz über 
das Vereinigungsrecht dem Vereine auferlegt, zu be⸗ 
rathen. Die Verſammelten entſchieden ſich für Auf⸗ 
löſung des Vereins, welche an demſelben Tage faktiſch 
erfolgt iſt. Wenn auch der Verein in der letztern Zeit 
weniger öffentliche Thatkraft entwickelte, ſo bot er doch 


den Mitgliedern manche genußreiche Stunde in der 
uterhaltung über die neueſten Erſcheinungen auf dem 
Pädagogik, welchen Stoff die intereſſanteſten 


Felde der 


Zeitſchriften in manni ; TER 

gfacher Beziehung reichlich dar⸗ 
boten, R Dreien eben des Vereins ſind die Geld⸗ 
überſchüͤſſe * den noch reſtirenden Beiträgen zur 
Verwendung für einen im Geiſte des Vereins liegen⸗ 
den Zweck überwieſen worden. — An demſelben Tage 
löſte ſich der hieſige deueſch-volksthümlich⸗konſtitutionelle 
Verein ebenfalls freiwillig auf. Es läßt ſich nicht 
verkennen, daß der Verein auf die Mitglieder in Be⸗ 
zug auf politiſche Bildung wohlthätig eingewirkt hat. — 
Aa demfelben Tage ertrank ein Gymnaſiaſt in 
der alten Oder außerhalb des ausgeſteckten Badeplatzes 
in Gegenwart des Aufſehers. — Geſtern wurde Herr 
Dr. Hrabowsky von dem Vorſtande der hieſigen 
freien chriſtlichen Gemeinde als Prediger derſelben ein⸗ 
geführt. Die Einführung geſchah im Geiſte der Ge⸗ 


Am vergange⸗ 


meinde auf eine würdige Art, erinnernd an die erſten 
urchriſtlichen Gemeinden. Der von Dr. H. abgehal⸗ 
tene Gottesdienſt wirkte überzeugend und erhebend auf 
den Zuhörer. Das der Predigt zum Grunde liegende 
Thema: „Chriſtus der vorbildliche Weltveebeſſerer“ 
verſtand der Redner in allen aufgeſtellten Punkten 
gründlich durchzuführen, weshalb auch die Verſamm⸗ 
lung dem Vortrage mit geſpannter Aufmerkſamkeit 
folgte. Aus dem Vortrage leuchtete tiefe Demuth des 
chriſtichen Seelſorgers, welche zugleich Zeugniß giebt 
von der Auffaſſung des göttlichen Wortes, nach wel⸗ 
chem des Menſchen Sohn nicht gekommen iſt, daß 
Er ſich dienen laſſe, ſondern daß Er ſelbſt diene und 
ſein Leben laſſe zur Erlöſung für Viele. 


[Aus der Provinz.] In der Nacht vom 3. 
zum 4. Juli brannten in dem Dorfe Linden, im 
Kreiſe Glogau, die Erbſcholtiſei, zwei Bauergüter, zwei 
Gärtner⸗ und eine Häuslerſtelle nieder. Zwei Kälber, 
ſämmtliche Kleidungsſtücke und Wirthſchaftsgeräthe 
ſind mit verbrannt. Die Entſtehung wird in ruchloſer 
Brandſtiftung vermuthet, da auch in der daſigen 
Brauerei Feuer angelegt war, welches jedoch entdeckt 
und gelöſcht wurde. — Am 4. Juli des Morgens 2 
Uhr wurden, muthmaßlich durch ruchloſe Brandſtif⸗ 
tung, zu Tſchirnitz, im Kreiſe Jauer, ein Wohn⸗ 
haus, worin vier Arbeiterfamilien wohnten, das Schul⸗ 
haus und ein Stallgebäude ein Raub der Flammen. 
— Am 4. Juli Nachmittags 1 ½ Uhr brach auf dem 
Boden eines Stallgebäudes des Dominialbeſitzers zu 
Pirl, im Kreiſe Liegnitz, Feuer aus, wodurch bei 
einem heftigen Winde zwei Stallgebäude, eine Scheuer 
und das Geſindehaus, zwei Gärtnerſtellen nebſt Stal⸗ 
lung und Scheuern ein Raub der Flammen wurden. 
Eine Kuh, 500 Scheffel Getreide und gegen 750 Gents 
ner Heu ſind mit verbrannt. — Am 5. Juli Nach⸗ 
mittags gegen 4½ Uhr entſtand in dem Gehöfte eines 
Freibauers zu Altſchö nau, im Kreiſe Schönau, muth⸗ 
maßlich durch Vernachläßigung, Feuer, wodurch das 
Wohnhaus mit Pferde- und Kuhſtall und der Ochſen⸗ 
ſtall mit Schuppen in Aſche verwandelt wurden. — 
In der Nacht vom 3. zum 4. Juli ſtiegen vier Räu⸗ 


ber bei einem Penſionär zu Schillersdorf, im! 


Kreiſe Ratibor, zum Fenſter ein, überfielen die Schla⸗ 
fenden und mißhandelten dieſelben dermaßen, daß na⸗ 
mentlich die Frau des Penſionärs, durch mehrere er⸗ 
haltene Kopfwunden dem Tode nahe war. Der Toch⸗ 
ter, welche durch Mißhandlung dahin gebracht wurde, 
ſämmtliche Kaſten ꝛc. zu öffnen, gelang es, durch die 
Thür zu entkommen; auf ihren Hülferuf erſchien ſo⸗ 
gleich der Schloßwächter und drang in das Zimmer, 
erhielt aber zwei ſolche Schläge am Kopfe, daß er zu 
Boden ſtürzte und an ſeinem Aufkommen gezweifelt 
wird. Hierauf entfernten ſich die Räuber und nahmen 
nur, da ſie nichts anderes fanden, eine ſilberne Taſchen⸗ 
uhr und fünf Silbergroſchen mit. 


Niederfchlefifche Zweigbahn. 

Auf der Niederſchleſiſchen Zweigbahn wurden im Mo⸗ 
nat Juni d. J. 6716 Perſonen und 11279 Ctr. Gü⸗ 
ter befördert; die Geſammt⸗Einnahme betrug 4857 Rtlr. 
23 Sgr. 9 Pf. 


Inſerate. 


Bekanntmachung. 

Am 13. und 14. d. M. werden zufolge des $ 16 
der Verordnung vom 30. Mai d. J. die Abtheilungs⸗ 
Liſten für die einzelnen Urwahlbezirke der Stadt öf⸗ 
fentlich ausgelegt ſein und zwar: 

I. Bezüglich der Civil⸗Perſonen. 

1) auf dem rathhäuslichen Fürſtenſaale für den 

Acciſe⸗, Nathhaus⸗, Sieben⸗Kurfürſten⸗, 
Poſt⸗ und Magdalenen⸗Bezirk; 
im Schneidermittels⸗Hauſe, Kupferſchmiedeſtraße 
Nr. 9, für den Albrechts⸗, Klaren⸗, Mat⸗ 
thias⸗ und Negierungs:Bezirk: 
im Prüfungs: Saale des Eliſabet⸗Gymna⸗ 
ſiums für den Schlachthof⸗, Oder⸗, Burgfeld⸗ 
und Eliſabet⸗Bezirk, einſchließlich des Burgfeld⸗ 
Zeughauſes; 

im Speiſeſaale des Hospitals zum heiligen 
Grabe auf der Nikolaiſtraße, für den Barbara⸗, 
Neuewelt⸗, drei Berge und Antonien⸗Bezick, 
einſchließlich der am Barbara ⸗Kirchhofe bele⸗ 
genen Kaſerne; 

im Saale des Kaufmann ⸗ Zwingers, für den 
Zwinger⸗, Hummerei⸗, Chriſtophori⸗ und 


2) 


3) 


6) 


Dorotheen⸗Bezirk, einſchließlich des kal. Gene⸗ 
ralkommando⸗Gebändes, der Wehner⸗ und 
der Karmeliter⸗Kaſerne; 

im unteren Saale des Börſen⸗Gebändes auf 
dem Blücherplatze für den Börſen⸗, Schloß⸗, 
Sieben Rademühlen und goldnen Rade⸗Be⸗ 
zirk, einſchließlich des kal. Palais; 

im Bäckermittels⸗Hauſe Nr. 24 der Ober: 
ſtraße, für den Mühlen- und Bürgerwerder⸗, 
Urfuliner:, Jeſuiten⸗, und Vier Löwen⸗Be⸗ 
zirk, einſchließlich der Kaſernen und des Mili⸗ 
tär⸗Lazareths auf dem Bürgerwerder; 

im Kretfchmermittels = Haufe Nr. 29 der 

Schuhbrücke, für den Biſchof⸗, Johannes⸗, 
Theater- und blaue Hirſch⸗Bezirk; 
in der Paradies⸗Kaſerne für den Bernhardi⸗ 
ner:, Franziskauer⸗, Vincenz⸗, Grünebaum⸗ 
und Katharinen Bezirk, einſchließlich der Kle⸗ 
mens⸗ und Ballhaus⸗Kaſerne, des Inten⸗ 
dantur⸗Gebäudes und des Sandthor⸗Zeug⸗ 
Hauſes; 

im Saale zum Fürſten Blücher für den 
Elftanſend Jungfrauen⸗, Sand: und Dom: 
Bezirk; 

im Saale zum weißen Hirſch auf der Scheit⸗ 
nigerſtraße für den Hinterdom⸗ und Meu⸗ 
Scheitniger⸗Bezirk; 

12) im Saale zum deutſchen Kaiſer für den Ni⸗ 
kolai⸗Bezirk erſte und zwei Abtheilung; 

13) in dem früher Cafetier Zahn'ſchen Saale in 
der Tauenzienſtraße für den Schweidnitzer⸗Anger⸗ 
Bezirk, Iſte und 2te Abtheilung, einſchließlich 
der Küraſſier⸗Kaſernez a 

14) im Saale des bürgerlichen Schießwerders 

für den Drei Linden Bezirk, Ifte und te Abs 

theilung und für den Roſenbezirk Ifte und 2te 

Abiheilung; 

im Saale des Cafetier Herrn Neifel für 

den Barmherzigen Brüder: und Mauritius⸗ 

Bezirk. 

II. Bezüglich aller Militär⸗Perſonen 
in dem Lokale der ehemaligen königlichen Wilhelms⸗ 
Schule, Graupenſtraße Nr. 11 a. 

Wer die Aufftelung für unrichtig oder unvollftän: 
dig hält, hat dies ſpäteſtens bis zum 14. d. Mts. 
Adends 6 Uhr entweder ſchriftlich anzuzeigen oder 
auf dem Fürſtenſaale zu Protokoll zu erklären. 

Breslau, den 10. Juli 1849. 

Der Magiſtrat hieſiger Haupt- und Reſidenzſtadt. 


6) 


7) 


8 


— 


9 


10 


— 


11 


— 


15) 


Von geftern Mittag bis heute Mittag find an der 
Cholera keine Erkrankungsfälle, 2 Perſonen als 
geſtorben und 15 Perſonen als geneſen amtlich gemel⸗ 
det worden. 

Bam Militär hat ſich ſeit geſtern nichts geändert. 

Breslau, den 10. Juli 1849. 

Königliches Polizei-Präſidium. 


Das in der erſten Beilage zu Nr. 153 der Bresl. 

Zeitung enthaltene Inſerat: 
Ratibor, den 2. Juli. In oberſchleſiſchen Blät⸗ 
tern wird ſehr über die Vernachläſſigung des hie⸗ 
ſigen Militärlazareths geklagt — 
gründet ſich auf einen in der oberſchleſiſchen Locomo⸗ 
tive Nr. 78 enthaltenen mit D gezeichneten Schmäh: 
artikel, worin die Behandlung und Pflege der Kranken 
im Garniſon⸗Lazareth zu Ratibor als im hohen Grade 
verwahrloſt dargeſtellt wird. 

Die von mir hierauf veranlaßte Unterſuchung hat 
indeß ergeben, daß das Garniſon-Lazareth in Ratibor, 
wie ſolches früher auch bei allen Reviſionen ſich her⸗ 
ausgeſtellt hat, in einem durchaus geordneten Zuſtande 
ſich befindet, die Kranken mit ihrer ärztlichen und 


diätetiſchen Pflege vollkommen zufrieden find, und — 


daß jener Schmähartikel nichts als Unwahrheiten ent⸗ 
hält. 3 
Breslau, den 9. Juli 1849. 
Der Militär⸗Intendant des 6. Armeekorps. 
Meſſerſchmidt. 


Stadtverordneten⸗Verſammlung 
am 1%, Juli. 
Vorlagen: 
1) ueberſicht des Geſchäfts⸗umfanges in dem abgelau⸗ 
fenen Wahljahre. 
2) Konſtituirung der Verſammlung und Wahl des 


Vorſtandes. 
Der Vorſteher Dr. Grätzer. 


Theater⸗Machricht. Nach dem 1. Akt: ungariſches Pas d 
Mittwoch. Vorletzte a deux, getanzt von a und Frau 
des Herrn und der Frau Mahl, Mähl. Rach dem 2. Akt: La Redove, Mähl, Haſenhut, 
Solo⸗Kanzer vom kur fürſtüchen Hoftheater] getanzt von Herrn und Frau Mähl. Niefelt. 


* 8 gen 2. 2. 1192 
a „ uſtſpiel in u en 
5 Lon. — Vorkommende Tante: 


Zum Schluß 
und Bafaderen.“ Komiſches Tanz ⸗Di⸗ 
vertiſſement, arrangirt von Herrn Mäpl, erſte Stock zu vermiethen, 


auf Verlangen: „Mucker 


ausgeführt von Frau Mähl, den Fräulein 
Sachs, 1 2% u 2 horsky's Buchhandlung in Breslau (Al⸗ 
U 


Tauenzienſtraße Nr. 66 (Neptun) iſt der 


So eben erfhien und iſt in A. Goſo⸗ 


und brechts⸗Straße Nr. 3) zu haben: 
Holtzendorff⸗Vietmans dorf, 


politiſche Erinnerungen. 
Berlin. Leopold Laſſar. 8. Preis 6 Sgr. 


Verein, A 13. VII. 6, RA I. 


Todes: Anzeige, 

Im 78. Jahre feines vielbewegten, thaten⸗ 
reichen Lebens endete plötzlich geſtern Abend 
um ein Viertel auf 8 uhr zu Neu⸗Hannsdorf 
bei Glatz durch einen Sturz vom Wagen beim 
Durchgehen der Pferde: der königliche geheime 
Sanitäts⸗Rath Dr. Carl . 
Ritter des rothen Adler⸗Ordens 3. Klaſſe mit 
der Sale, ehemals Phyſikus der Grafſchaft 
Glatz und Badearzt zu Reinerz und Cudowa. 
Um ſtille Theilnahme bittend, melden dies 
traurige Ereigniß Verwandten, Freunden und 
Bekannten: 

die tiefbetrübten Hinterbliebenen: 
Carl Welzel, Kreis⸗Phyſikus, als Sohn, 
Bertha Welzel, als Tochter, 

Carl Ludwig, Gutsbe als Schwiegerſohn, 
zugleich im Namen ſeiner Kinder 
Eliſabeth und Paul. 

Glatz, am 9. Juli 1849. 

Todes ⸗ Anzeige. 

Nach Sſtündigen ſchweren Leiden entſchlief 
ſanft und Gott ergeben, geſtern 10%, Uhr 
Vormittags unſer Kantor und Schächter 
Herr S. Sachs, im 53. Lebensjahre und nach 
einer zwanzigjährigen ruhmvollen Funktion. 
Um ſtille Theilnahme bitten die ifraelitifchen 
Mitglieder. — 

Ottmachau, den 9. Juli 1849. 

E. Rieſenfeld, Vorſteher. 


Donnerſtag den 12. Juli Abends 8 Uhr 
N Sitzung. 4 
Der Verein für phyſiologiſche Heilkunde. 

Ich wohne jetzt Blücherplatz Nr. 9 auf 
der Riembergshof -Seite. 

Dr. Schweikert. 
1 . 
NeuesteMusikalien. 
Abt, F. Süngermarsch f. 4 Män- 
nerstimmen. 10 Sgr. 
Liszt, F. Lieder (von R. Franz) 
f. Piano übertragen. H. 13 (425 Sgr.) 
Lumbye, H. C. Amalien-Wal- 
zer f. Piano, 12 ½ Sgr. 
Thalberg, S. Op. 57. Eantaisie 
sur „In Cenerentola“ (Deca- 
meron Nr. 7) p. Piano. 25 Sgr. 
wolf, E. (et de Berlot) Op. 66. 
Duo brillant sur les Motifs du 
Thal d’Andorra p. Piano et Violon. 

I Rtl. 5 Sgr. 

F. E. C. Leuckart in Breslau, 
Kupferschmiedestrasse 13, 
Steckbrief 

Der nachſtehend näher bezeichnete ehema⸗ 
lige Kaufmann Robert Kluge iſt der Theil⸗ 
nahme des Aufruhrs am 7. Mai d. J. ver: 
dächtig und hat ſich von Breslau entfernt, 
ohne daß ſein gegenwärtiger Aufenthalt zu 
ermitteln geweſen iſt. 

Es werden alle Civil⸗ und Militär⸗Behör⸗ 
den des In⸗ und Auslandes dienſtergebenſt 
erſucht, auf denſelben zu vigiliren, im Betre⸗ 
tungsfalle feſtnehmen, und mit allen bei ihm 
ſich vorfindenden Gegenſtänden und Geldern 
mittelſt Transports an die hiefige Gefängniß⸗ 
Expedition abliefern zu laſſen. 

Es wird die ungeſäumte Erſtattung der 
dadurch entſtandenen baaren Auslagen und 
den verehrlichen Behörden des Auslandes 
eine gleiche Rechtswillfährigkeit verſichert. 

Breslau, den 9. Juli 1849. 

Königliches Stadt⸗Gericht. 
Abtheilung für Straf⸗ Sachen. 

Signalement des ehemaligen Kaufmanns 
Robert Kluge: Alter 25 Jahr ungefähr, 
Religion evangeliſch. Größe 5 Fuß 7 Zoll. 
Haare dunkel. Augenbrauen dunkel. Bart: 
dunklen Backen⸗ und Kinnbart, wahrſchein⸗ 
lich auch Schnurrbardt. Geſtalt ſchlank und 
kräftig. Sprache deutſch. 

Auktion. Am 13. d. M. Vorm. 9 Uhr 
werden in Nr. 180 Wallſtraße (in der Poſt⸗ 
halterei) aus dem Nachlaſſe it Stadt⸗ 
Gerichts⸗Sekretär Seger verſchledene Effek⸗ 
ten, als: Porzellan, Gläſer, Zinn, kupferne 
und andere Geräthe, Betten, Kleidungs ſtücke, 
Möbel, Hausgeräthe, und ein Flügelinſtru⸗ 
ment e werden. 


annig, Auktions⸗Kommiſſar. 


Auktion. Am 13. d. M. Mittags 12 Uhr 
ſoll in Nr. 42 Breite ⸗ Straße ein Ghig 
verſteigert werden. 


Mannig, Auktions⸗Kommiſſar. 


Gaſthof 


ur Stadt Breslau auf das Beſte. 
— Bedi 


ußerſt 


Fab, eee und Löbau⸗ Zittauer 
— thi 
ergparthien. 7 
rau, den 1. Juli 1849. 120 
F. A. Gäbler, Pächter. 

Am 7 
beſtellen kann, findet ſogleich 
ein gutes Unterkommen. 05 0% 
Desgleichen ein Forſter und Kunſtgärt⸗ 
ner. — Das Nähere ſagt der Ann 
G. Meyer in Hirſchberg. 


der Kauti 


Druck und Verlag von Graß, Barth und 


fi 


Berufe wichtiger Beſchlußnahmen beeh 
ich mi 
v. Rothkirch ſchen 


Familie zu einem Ge⸗ 
ſchlechtstage auf sand 
Sounabeud den 14. Juli d. 


Vormittags 11 uhr in dem rag zum 


Rautenkranz hierſelbſt, ganz ergebenſt einzu⸗ 
laden. Liegnitz, at. Jul 1819. ue 
Louis Frhr. v. Rothkirch⸗Troch, 
kgl. Kammerherr auf Panthenau ꝛc. 
4 NN 
Fürſtensgarken. 
Heute Mittwoch großes Konzert 
der Breslauer Muſikgeſellſchaft. 
Anfang 5 uhr. Entree a Perſon 1 Sgr. 
Fürſtenſtein. 
Mittwoch den 18. Juli 1849 


Konzert 


vom Kapellmeiſter Bilſe. 


Be Schweizerhaus. 
eute, Mittwoch: 
Großes Gera gene 


Pöpelwitz zur Erholung. 
Heute Mittwoch den 11. Juli: 
Großes Trompeten⸗Concert 
von der Kapelle des I. k. pr. Küraſſier⸗Reg., 
wozu einladet: Schröter. 


A. Leiſer, 


empfiehlt ſeine, nach der Graupenſtraße 

Nr. 1 verlegte und neu eingerichtete 

Neſtauration zur gütigen Beachtung. 
Breslau, den 10. Juli 1849. 


Pferde ⸗Diebſtahl. 


In der Nacht vom 9. zum 10, Juli wur⸗ 
den mir 2 Pferde geſtohlen, eine Fuchs⸗ 
Stute, 5 Jahr alt, groß von Statur, ohne 
Abzeichen, vorn etwas auswärts gehend, und 
ein dunkel⸗ſchwarz⸗brauner Wallach, 7 Jahr 
alt, ohne Abzeichen, auf den linken Vorder⸗ 
Fuß etwas lahm, beſonders kenntlich durch 
einen Senſenſchnitt im Feſſelgelenk, von mitt⸗ 
ler Figur. Sollten dieſe Pferde zum Vor⸗ 
ſchein kommen, ſo bitte ich darauf zu achten, 
und mir ſofort Anzeige zu machen, wo ich 
gern alle Koften nebſt einer guten Belohnung 


zuſichere. Carl Heinze, Bauergutsbeſitzer 


in Dorndorf bei Hundsfeld. 


Fertige Särge 

von eichen und kiefern Holz, ſind in jeder 
Größe billigſt zu haben Sandſtraße 6, beim 
Tiſchler⸗Meiſter J. Schorske. 

Das von meiner ſeligen Schweſter, der 
verehelichten Bürſtenmacher Schimmel früher 
betriebene Vermiethsgeſchäft von männli⸗ 
chen und weiblichen Dienſtboten werde 
ich fortſetzen, und bitte ich, das ihr erwieſene 
Vertrauen auch auf mich übergehen laſſen 


und mich mit geneigten Aufträgen beehren 


zu wollen. A. Menzel, 


Bude am Eingange zum Schweidniger Keller. 


Gold⸗u. Silberfiſchchen. 


Von den ſo ſchnell vergriffenen Gold⸗ und 
Sülberſiſchchen in recht verſchiedenen bunten 
Exemplaren, iſt wieder eine Sendung einge⸗ 
troffen und zu haben in der Porzellan- und 
Glas⸗Handlung Ring Nr. 15. 


Gaſthof⸗ oder Straßenwirthshaus⸗Verkauf, 
ohnweit Trebnitz, mit neuem maſſivem Gaſt⸗ 
ſtalle, dergleichen Schmiede, Schwarzvieh⸗ und 
Holzſtällen, alles maſſiv eingedeckt, Kaufpreis 
2050 Rthl. mit 600 Rthl. Anzahlung. 

Tralles, Meſſergaſſe Nr. 39. 


Eine zuverläſſige Perſon, aus guter 
Familje und mit vorzüglichen Zeugniſſen ver⸗ 
ſehen, kann unterzeichneter einem einzeln ſtehen⸗ 
den bejahrten, gebildeten Manne zur Pflege 
und Führung ſeiner Wirthſchaft beſtens em⸗ 
pfehlen. J. Wei den 5. Juli 1840, 3 

Müllendorff, Kaufmann, 
Zaſchenſtraße Nr. 28. 
EEine friſchmilchende Eſelin SU 
wird ſofort zu kaufen oder zu miethen ge⸗ 
wünſcht. Offerten mit Angabe der Bedingun⸗ 
gen werden unter Adreſſe L. R. Landeck in 
der Grafſchaft Glatz, poste restante, erbeten. 


Verlorener Hund. 
Am 3. d. Mts. iſt ein weißer Pudel, mit 


ſchwarzgrauen Behängen und dergleichen Aus, 


en, halb geſchoren, mit ſchwarzem Leder⸗ 


Halsband mit Meſſingplatte, worauf der Name 


A. Zäſchmar, verloren gegangen. Wieder⸗ 
mes Biſchofſtraße Nr. 12 im Hofe 


elne angemeſſene Belohnung, zugleich wird 


vor Ankauf gewarnt. 


7 un wenig Brandt Fe ers 
i e: Str ö 
bahn Sande ele Oele Wi 


0 ferichmiede: Straße 


r. 10 


Comtoir und 2 Stuben, Remiſen, bedeuten: 


den Bobenräumen und Keller. 8 83 
Die erſte Gg, gehe in 4 Stuben, ich 


Rt 
Alte polniſche Pfandbriefe — 


1 Küche und 1 Küchenſtube. 
Eine kleine Wohnung im Hofe. 
Nähere Auskunft ertheilt Herr Oelsner, 


wohnhaft in demſelben Hauſe. 


* 


Com p. 


1152 — 


die Herren Geſchlechtsvettern der 


zu then und Michaelis zu beziehen: ein 
großes Bare een mit daran ſtoß endem 


. 8 2888 
‚Janus, 
Lebens und Penſions⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaft 
— _— in S a m bur g. A 
Die Geſellſchaft verfihert zu billigen und feſten Prämien, unter den liberalſten 
Bedingungen. Nachzahlungen haben die Verſicherten nie zu leiſten. Sie ſetzt auch an 
ſolchen Orten, in denen epidemiſche Krankheiten herrſchen, z. B. Cholera, ihre Geſchäfte 
unverändert fort. Die Prämien können in vierteljährlichen und monatlichen Terminen 
bezahlt werden. Von Tauſend Thaler, beim Tode aeblbar, zu verſichern, find monat⸗ 
lich zu entrichten, wenn der Verſicherte beim Eintritt alt ift: 
85 Jahr: 30 Jahr: 35 Jahr: 40 Jahr: 50 Jahr: 
1 Thlr. 20% Sgr. 1 Thlr. 27 ½ Sgr. 2 Thlr. 5% Sgr. 2 Thir. 16 ½ Sgr. 3 Thlr. 10 Sgr. 
Kränkliche Perſonen werden gegen entſprechende höhere Prämien ebenfalls aufgenom⸗ 
men. Bei Leibrenten und Penſions⸗Verſicherungen gewährt die Geſellſchaft außergewöhn⸗ 
liche Vortheile. Für die Sicherheit der Geſellſchaft bürgen außer den Pramienbeträgen 
das ſtatutengemäße Grundkapital und die Oeffentlichkeit der Verwaltung. 
Statuten und Proſpekte unentgeltlich bei nel 
Lübbert & Sohn, B. Boas, A. Geisler, 
Junkern ⸗ Straße Nr. 2, Junkern⸗Straße Nr. 27, Schuhbrücke Nr. 57, 
in Breslau. 
Louis Kreißler in Liegnitz. 


SIe Nen 
Nn NN SRK elk e K 7 
x ae Cu 


2 * 1 * 7 
5 Etabliſſements⸗ Anzeige. 15 
= 8 . Hiermit die ergebene Anzeige, daß ich 2 
IE Tauenzien⸗ und Bahnhofs⸗Straße⸗Ecke Nr. 63, 5 


ein Spezerei⸗, Delikateſſen,, Rum⸗, Farbe⸗, 

5 abak⸗ und Cigarren⸗Geſchaft & 
x eröffnet habe. — Einem geneigten Vertrauen beſtens empfehlend, werde ich jeder ER 
5 Zeit bemüht ſein, in reeler und billiger Handlungsweiſe, ohne beſondere Offerten, 2 
712 weit wre 18. Jul 18 3 keine Weiſe msn b S 15 12 
* reslau, 18. Juli 1840. udolph Seew 7 
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Offene Stelle für einen Oekonom. 


Die Stelle eines Oekonoms der kaufmänniſchen Zwinger» und Reſſourcen⸗ 
Geſellſchaft iſt von Termin Michaelis oder Weihnachten d. J. ab anderweitig zu 
vergeben. Meldungen und Bewerbungen qualifizirter Reſtaurateurs nimmt die 
unterzeichnete Direktion an. 

Breslau, den 3. Juli 1849. 1 
Die Direktion der kaufmänniſchen Reſſoureen⸗Geſellſchaft. 

Vorwerksſtraße Nr. 1 [ Eine geübte Schneiderin ſucht Beſchäfti⸗ 


iſt ortsveränderungshalber den 1. Septbr. gung in und auße des Hauſes. Näheres 
oder zu Michaelis, eine Wohnung von fünf Bir ofſtraße 2 e * 5 


Piecen, Beigelaß nebſt Garten, billig zu bes \ l — , 
ziehen. Zu Hotel garni in Breslau, 
An der Promenade, Neacgaſſe Nr. 15, iſt Albrechtsſtraße Nr. 33, 1. Etage, bei König, 
zu Michaelis der zweite Stock mit Garten; und elegant möblirte Zimmer, bei prompter 
Benutzung zu vermiethen. Bedienung auf beliebige Zeit zu vermiethen. 


Zu vermiethen 7 - > 
und bald oder Michaelis zu beziehen, eine Angekommene Fremde in Zettlitz's Hotel. 
freundliche Parterre: Wohnung, Karls⸗ und] Prinz Biron v. Curland aus Wartenverg. 
Graupen⸗Straße⸗Ecke Nr. 19, beſtehend aus Majoratsherr Graf v. Maltzan aus Militich. 
2 Stuben, Alkove und Küche, für 65 Rthl., Rentier v. Beihmann⸗Hehlweg, Frau v. Wir 
erzbicka und Lieut, von Brandt aus Berlin. 


zu erfragen daſelbſt im Bäckerladen. 
CE Kaufm. Malkow aus Petersburg. Kaufm. 


Burchard aus News Pork. Herr Glum aus 
Baltimore. Eifenbayn = Direktor Wendiand 
aus Myslowitz. Fabrikant Freund aus Ra⸗ 
tibor, Ober⸗G.⸗Aſſeſſor Teffani aus Danzig. 
Gutsbef. Freiherr Prinz von Buchau aus 


Kühſchmalz. 
Getreide: Oel- u. Zink⸗Preiſe. 
mittle ide 


Breslau, 10. Juli. 

Sorte: beſte 
Weizen, weißer 69 Sg. 65 Sg. 61 Sg. 
Weizen, gelber 65 7 61 „ 87 


Zu vermiethen und zum Termin Michaelis 
d. J. zu beziehen: Hummerei Nr. 4 der 2te 
Stock, beſtehend aus 4 Stuben, Alkove, Küche 
und Zubehör; bald zu beziehen: im Iten 
Stock 2 Stuben, Küche und Zubehör. Das 
Nähere Schweidnitzer Straße 39 im Comtoir. 


Friedrich⸗Wülhelms⸗ Straße Nr. 16 find 
zwei Stuben nebſt Kabinetten, im erſten Stock, 
zu vermiethen. 


Zu vermiethen 
ſind herrſchaftliche Wohnungen nebſt einem 
Gewölbe (ſich zu jedem Geſchäft eignend) 
beim Maurermeiſter Nitſche in Freiburg | 


. “4 


4 Roggen 33% “ 32 

er Gebe 5 7 A 
2 6 2 “ 

9. u. 10. Zu Abd. ICU. Meg. OU, Nchm. Au. Hafer . J 2 PR * 
— — 5 „Rothe Kleeſaat -+ 157 4 Thl. 
Barometer 9778,99" 3770,03 2 IU SU weile AN. U 
Thermometer + 19,4 14,6 + 188 Spiritus 10% mevis. 

Windrichtung N S übst vohes % be — * 4% Gi. 

Luftkreis heiter halbheiter halbheiter. Zink loco a % bez. 
Wörſen bucht 

eis, 7. Juli. 5% 88. 50. 39% 54. 35. na 
Berlin, Gun. ee Köln Mindner 3% 82% a 7% bez. 


53 Br., Prior. 4% 78 Gl. Friedrich) : Wilhelms⸗ 
Niederſchleſiſch⸗Märkiſche 3 ¼ % 75 bez. und Gl., 
bez. und Gl., Ser. III. 5% 9744 Gl. Niederſchle⸗ 


und Gl. Krakau ⸗ Oberſchleſiſche 4% 
Nordbahn 38 /¾ A 7 955 and 
Prior. 4% 89 Br., Prior. 5% 100% 


ſiſch Märkiſche Zweigbahn 4% 32 Br, Prior. 5% — — Oberſchleſſiche Litt. A, 3 
99 % Gl., Litt. 2 A5 4 4. Gelde und Fonds⸗Courſe: Freiwillige Staats⸗ 


Staats⸗Schuld⸗Scheine 3 ½ % 82 Br. Seehandlungs⸗ 

Poſener Pfandbriefe 4% 97% Gl., 3½% % 82% Gl. 

* N als ni 2 91% 
“7 . l., 0 J 8672 

Were Bi e heut geſucht 


Anleihe 5% 102% a % Br. 
Prämien Scheine 95 ½ Gl. 
Preußiſche Bank⸗Antheile 91% Br. 
Gl. Polniſche Partlal-Obligatione en 4 
Hollän iſche Fonds und ſelide vorzugsweiſe garantirte Aktien waren 
und ſtiegen im Kourſe. In andern Deviſen wenig Veränderung. 
0 1 15 Jul 
egen ſind. Man wi 
er heute ebenfalls bedeutend angezogen. Für alle Fonds⸗Gattung 


uhr. Nordbahn Aktien 117 % bis , Sivornefer Aktien 74% bie 5, 5% Meal. 94 


u, 10. Juli. 
Rand⸗Dukaten 9⁰ Gl. 


Sechandlungs ⸗Prämſen⸗ Scheine 95 Gl. 


Br. 4 9900 — 25 3%% 1 — 


ſch⸗Märkiſche 78 % 
r. f 


a e m 


12 40 
Redakteur: Nimbs. 


